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Der Parteitag in Köln hat die Ct}ristlich-Demokraliscl}e Union 
in der Stärke und Geschlossenheit gezeigt, die ihrer inneren 
Einheit entspricht. In Köln wurde wieder deutlich, daß die 
Union eine Partei ist, die sich durch sachliche Arbeit das Ver­
trauen unseres Volkes erworben hat, und deren innere Kraft 
darin besteht, daß sie die Aulgaben ihrer Politik in größeren 
Zusammenhängen sieht. 

Die Vertiefung der Tagesarbeit, die eine entscheidende For­
derung gerade unserer Partei ist und die ihr als Verpilichtung 
aus ihrer Gründungszeit aulerlegt ist, ist notwendig, weil die 
Lage Europas und der Welt in den letzten Jahrzehnten eine 
tielgreilende Veränderung erfahren hat. Die großen Katastro­
phen des Jahrhunderts haben politisdi, wirtschaltlich, soziologisdi 
und geistig eine völlig neue Lage geschatlen. Von dieser Tat­
sache müssen wir bei der Arbeit der kommenden Jahre aus­
gehen. 

Der Verlaul des Parteitages mit seinen grundlegenden, geistig 
weitgespannten Referaten und der erfreulichen Beteiligung der 
Delegierten in den Aussprachen hat die an diese Jahresver­
sammlung der Christlich-Demokratischen Union geknüpiten Er­
wartungen erfüllt. Mein Wunsch ist, daß dieser Parteitags-
bericht weilen Kreisen die Möglichkeit gibt, dem Inlialt der 
wertvollen Referate die vertiefte Auimerksamkeit zuzuwenden, 
die sie verdienen. Denn über den Augenblick hinaus und weit 
über die Zahl der Parteitagsteilnehmer hinaus sollen die Ge­
danken der Vorträge weiter wirken, weil sie aus fundiertem 
Wissen und in ernster Verantwortung dem Wiederaufstieg 
unseres Volkes und Vaterlandes in einem freien und starken 
Europa dienen wollen. 

Polilisdie Tageserfolge können im Bewußtsein eines Volkes 
verblassen. Was aber bleibt und weiter wirkt, ist die Kraft 
und Geschlossenheit einer Haltung, hinter der eine Idee steht. 
Professor Höllner hat sie in Worte gefaßt: 

,Nach christlidiem Verständnis ist die staatliche Gewalt 
weder Gott noch Dämon, sondern — nach den Worten der 
Schrift —• Gottes Dieneiin zu Deinem Besten." 



Parteitagsprüsidenl Jolinen, M. d. L. 
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Der fünfte Parteitag der Christlich-Demokratischen Union in Köln hat seine 
besondere Autgabe erfüllt: Die Anforderungen der Tagespolitik abzustimmen 
auf die Linie ihrer grundlegend gewonnenen Erkenntnisse, wie sie sich nach 
den Erfahrungen der letzten Jahre immer klarer abzuzeichnen beginnen. 

Nach der stürmischen Aufwärtsbewegung des christlich-demokratischen 
Gedankens im deutschen politischen Raum, wie sie sich bei den September­
wahlen des vergangenen Jahres bekundete, war das Bedürfnis nach einer 
Festigung und Ordnung des politischen Ideenbereiches verständlich. Das 
Programm zeigte die gegebenen Blickpunkte der Kölner Tagung: Die CDU 
in der geistigen Gesamtstruktur unserer Zeit, eine Klarstellung und Ab­
grenzung, wie sie Dr. Ehlers mit der ganzen Prägnanz seiner Sprach- und 
Gedankenkraft traf, Deutschlands außenpolitische Situation, wie sie nach 
der aktuellen Seite hin Dr. Adenauer, in zeitgeschichtlicher Vertiefung und 
Einordnung Dr. Gerstenmaier kennzeichneten, das Bild der deutschen Wirt­
schaft, wie es diesmal in Weltverflechtung Präsident Abs und als Diskussions­
redner Dr. Etzel und Dr. Erhard eindringlich sichtbar maditen, der christliche 
Sozialbegriff, vom Menschen her durch Professor Höffner geistig geformt, 
die gesamtdeutsche Verpflichtung, aufgerufen durch Jakob Kaiser, und dann 
ein nicht nur wissenschaftlich, sondern auch soziologisdi interessanten Über­
blick über die Situation der deutschen Landwirtschaft, umrissen von berufen­
ster Seite, Bundesminister Lübke, ein Überblick über die Arbeit der neuen 
Bundestagsfraktion von Dr. von Brentano sowie eine eindrucksvolle Heraus­
hebung der brennendsten Probleme des größten der Länder, das auch den 
Parteitag zu Gast geladen hatte, Nordrhein-Westfalen, dessen Minister­
präsident Arnold selbst das Wort nahm. 

In diesen Referaten von beachtlicher Klarheit und Wirklichkeitsnähe und 
in Diskussionen, die vor allem in der Außenpolitik zu einer betonten 
Akzentuierung der hier gewonnenen Erkenntnisse — und Besorgnisse führ­
ten, wurde die Absicht des Parteitages in vollem Umfange erreicht. Auch 
in Köln zeigte sich wieder: Die Christlich-Demokratische Union ist eine 
Partei, die auf Grund einer nicht nur deklamatorisch, sondern tatsächlich 
vorhandenen (weil bewährten) Verantwortungsgemeinschaft schon in sidi 
und immer von neuem die Voraussetzungen für politisch tragfähige Lösungen 
bietet. Und das bei einer besonders weit gespannten Schichtung der An­
hängerschaft, wie sie in den verschiedenen Diskussionen auch zu nützlichem 
Ausdrude kam. Diese innere Stabilität, die in wesentlich kleineren, aber 
nicht von innen her gebundenen Parteien fehlt und dort durch ihr Fehlen 
auf Parteitagen zu äußeren Dissonanzen führt, ist geradezu das Charak­
teristikum der Union geworden. 

Der Kölner Parteitag fand, das hat Dr. Adenauer immer wieder und mit 
letztem Ernst des Wissenden hervorgehoben, in einer Zeit gefährlichster 
Hochspannung der Weltpolitik statt. Es war eine eigenartige Schidcsals-
fügung, daß gleichzeitig die MRP in Frankreich, die dortige christliche Partei, 
sich mit Nachdruck zur Notwendigkeit einer europäischen Lösung mit der 
Konsequenz der Vertragsratifizierung bekannte, und daß audi die franzö­
sischen Sozialisten zum gleichen Zeitpunkt zur gleichen Notwendigkeit in 
gleicher Weise Stellung nahmen. Der Vertreter der MRP in Köln, der 
Abgeordnete Henri Meck, hat sich in Köln mit leidenschaftlichen Worten 



für das Zusammenwirken der christlichen Parteien in Europa und für Europa 
eingesetzt. Namhafte Vertreter dieser Gruppen auch aus Belgien, Holland, 
Italien, Norwegen, Österreich und der Schweiz bekannten sich zur Solidarität 
und den überall gleichen Grundlagen einer politischen Arbeit aus christ­
licher Verantwortung. 

Dieses Hervortreten christlicher europäischer Politiker gab dem Parteitag 
ein um so beachtlicheres Gepräge, als z. B. nach der Bekundung Dr. von 
Brentanos in seinem Bericht über die Arbeit der neuen Bundestagsfraktion 
auch in Straßburg sich immer deutlicher eine überstaatliche Fraktionsbildung 
abzuzeichnen beginnt. Hier liegen Entwicklungsnotwendigkelten vor, zu 
denen sich die CDU in Köln besonders nachdrücklich bekannt hat. 

In einer großen öffentlichen Kundgebung, auf der neben dem Bundes­
kanzler Ministerpräsident Arnold, die Bundesminister Schäffer und Dr. Till­
manns sowie die Abgeordnete Frau Dr. Rehling das Wort nahmen, wurden 
diese Gedanken audi einer breiteren Kölner Öffentlichkeit nahegebracht. 
Zugleidi war hierdurch ein bedeutsamer Auftakt für die Landtagswahlen 
gegeben. 
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Erster Tag: Freitag, 28. Mai 1954 

1» A R T E I V O R S T A M 1> 

U iV 1> P A R T E 1 A "ü S S C H U S S 

Mit der Sitzung des B̂ u n d e s p a r t e i v o r s t a n d e s begann der Parteitag. 
Auf der Sitzung des P a r t e i a u s s c l i u s s e s der Christlich-Demokratischen 

Union wies der Parteivorsitzende, Bundeskanzler Dr. A d e n a u e r , auf die 
Bedeuturig des Parteitages gerade im gegenwärtigen Augenblick h"in. Er be­
tonte den außerordentlichen Ernst der allgemeineii weltpolitisdien Lage und ' 
knüpfte hieran die Folgerung, daß urn so mehr eine Stabilität der Politik 

' der Bundesregierung nach innen wie nach außen notwendig sei. Diese 
Stetigkeit der deutschen Politik sei das stärkste Kapital, das der Bundes­
republik das Vertrauen des Auslandes und die Möglidikeit der Einwirkung 
auf die weltpolitische Lage sichere. In diesem Zusammenhang verwies Dr. 
Adenauer auf die bevorstehenden Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen, 
die insbesondere für das Ausland ein Spiegelbild der politischen Entwick; 
lung in der Bundesrepublik und ein Merkmal dafür sein würden, daß die 
konsequente Linie, die bei den Bundestagswahlen vom deutschen Volk be­
stätigt worden sei, weiter fortgesetzt werden solle. 

Bundesgeschäftsführer Dr. H e c k gab einen Überblick über die von der 
Bundesgeschäftsstelle geleistete Arbeit und wies auf die Wichtigkeit der 
vorgelegten Wahlanalyse und der Vorschläge für die weitere Arbeit hin. 
Er hob hervor, daß nach dieser Wahlanalyse mehr Arbeiter für die CDU 
als für die SPD gestimmt haben. Auch die neueren Feststellungen der Mei­
nungsforschung sind durchaus günstig für die CDU. Nötig ist es, der Jung­
wählerschaft verstärkte Aufmerksamkeit zuzuwenden. Dr. Heck verlangte 
eine Verstärkung der organisatorischen Arbeit und der Mitgliederwerbung. 
Die CDU will keine Funktionärspartei werden, aber ihre Mitglieder dürfen, 
auch außerhalb der Wahlzeit nicht so passiv bleiben wie bisher. Auch in 
der Betriebsarbeit sind, vor allem durch die Sozialsekretäre, gute Erfolge 
erzielt. Für die unmittelbare Fühlung mit den Mitgliedern ist das „Deutsche 
Monatsblatt" geschaffen worden, das .besonders auch in der Ausstattung 
noch ausgebaut^ werden soll. Ziel der gesamten Arbeit bleibt es, aus der 
Union eine'lebendige-Kraft zu. machen. Bundestagsabgeordneter M a j o - ' 
n i c a machte auf die von der Jungen Union- geleistete' Arbeit aufmerksam. 
Die Junge Union ist die zur Zeit stärkste politische Gruppe der Jugend in 
der Bundesrepublik. Frau Bundestagsabgeordnete Dr. W e b e r forderte eine 
stärkere Berücksichtigung und Förderung der Frauentätigkeit in der Union. 
Im Anschluß an die politischen Ausführungen des Bundeskanzlers berichtete 
Bundestagsabgeordneter .K i e s i n g e r über die gesunde Atmosphäre und 
aktive Entschlossenheit, die er auf dem Parteitag der MRP in Lille fest­
stellen konnte.'Die Mitglieder der MRP bezeichnete Kiesinger als treue 
und zuverlässige Weggenossen in der Europapolitik. Staatssekretär a. D. 
Dr. L e n z wies im .Hinblick auf die Wahlen darauf hin, daß audi in den 
Ländern das Interesse für die Bundespolitik sehr stark überwiege. Als 
erfreulich bezeichnete er es, daß die positiven Feststellungen über die Stim­
mung in katholischen und evangelischen Gebieten in gleicher Weise zu­
treffen. Der SPD hat die Unklarheit ihrer Parolen sehr gesdiadet. Eine 
kläre und unzweideutige Politik ist weiterhin die beste Grundlage für die 
CDU. Die weitere Äusspraclie beschäftigte sich m'it'Einzelheiten der^kom-
menden Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen. ' ; • •.•:..'• 
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fand um 14.30 Uhr im' festlich geschmückten Raum der Messehallen statt. 

B r X » K S K A IK Z Jj K II I > H . A D B IV A IJ E R 

(Mit starkem Beifall begrüßt.) 

Als wir hier in Köln nach dem' Zusammenbruch des Jahres 1945 zur 
G r ü n d u n g der Christlidi-Demokratisdien Union schritten, hat niemand 
von uns geahnt, daß schon neun Jahre später, im Jahre 1954, ein solcher 
Parteitag hier in Köln zusammentreten würde. Wenn ich noch etwas weiter 
zurückgehe und an den Sommer und an den Herbst 1944 denke, als wir 
hier im K o n z e n t r a t i o n s l a g e r M e s s e versammelt waren, — wer 
von uns hätte damals daran denken können, daß zehn Jahre später in der 
Bundestagswahl am 6. September 1953 das deutsche Volk der Christlich-
Demokratischen Union den Anspruch und das Recht auf die Führung über­
tragen würdel 

Dieser Parteitag des Jahres 1954 ist der g r ö ß t e d e r P ä r t e i t a g e , die 
wir bisher erlebt haben; er zählt insgesamt über 1700 Teilnehmer. Dieser 
Parteitag und seine Beschickung kennzeichnen in unmißverständlidier Weise 
— unmißverständlich für Deutschland und unmißverständlich für das Aus­
land — die überragende Stellung, die wir in diesen wenigen Jahren erreicht 
haben. Daß ein so zahlreich besuchter Parteitag in so vorbildlicher Weise 
hier tagen kann, verdanken wir der g a s t l i c h e n S t a d t K ö l n , Ihr gilt 
unser von Herzen kommender Gruß und Dank. (Beifall.) Möge sie sich bald 
vollends aus den Trümmern erheben und ihre europäische Mission in vollem 
Maß erfüllen! 

Der W a h l s i e g vom 6. September 1953 war großi er hat unsere Gegner 
überrascht, und er war wohl größer als' audi manche von uns geglaubt 
haben. Er beruhte auf den Grundsätzen unserer Partei, auf der hingebenden 
Arbeit, die von der Christlich-Demokratisdien Union seit 1949 geleistet 
worden ist. Allen, denen wir dieses Resultat verdanken, den Wählern und 
allen denjenigen, die in den Dienst der Partei getreten waren, bis zum 
letzten jugendlichen Zettelkleber hinunter, d a n k e n wir heute von ganzem 
Herzen. (Beifall.) 

Dieser Wahlsieg hat uns eine' ungeheure V e r a n t w o r t u n g über­
tragen. Niemand von uns darf sich darüber im unklaren sein, daß die 
Übertragung einer so führenden Rolle für eine Partei die Verpflichtung in 
sich schließt, nicht nur für die eigene Partei, sondern f ü r d a s g a n z e 
d e u t s c h e V o l k tätig zu sein. Noch eines müssen wir, wenn wir an den 
Wahlsieg zurüdtdenken, uns vornehmen: wir dürfen nicht ausruhen auf 
unseren Erfolgen, wir müssen w e i t e r a r b e i t e n wie bisher, denn noch 
ist weder die. wirtschaftliche noch die politische Lage des deutsdaen Volkes 
gesichert. Sicherlich, der deutsche Aufschwung .ist groß, aber seien wir ,uns 
darüber im klaren, daß die deutsche Wirtschaft im Gegensatz zu der 'Wirt­
schaft anderer Länder noch der Kapitaldecke entbehrt, die sie braucht, um 
sidi weiter entfalten zu können. 

Wir haben nach der nationalsozialistischen Zeit, nach den ersten Jahren 
der Besatzung nunmehr i n n e n p o l i t i s c h e S i c h e r h e i t , aber geben 

. wir uns auch da keiner Täuschung hin, diese innenpolitische Sidierheit ist 
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noch nicht absolut. Kommunistische Wühlarbeit versucht fortgesetzt unter 
der Decke, diesen Staat zu unterminieren. Seien wir uns auch darüber im 
klaren, daß wir auf gewisse nationalistische Tendenzen ein wachsames Auge 
haben müssen. (Beifall.) Unser außenpolitisches Ansehen ,und unser außen­
politischer Einfluß beruhen auch in der innerpolitischen .und' wirtschafts­
politischen Festigkeit, auf der Stabilität der Bundesregierung und auf der 
Breite der sie im Parlament tragenden Mehrheit. Diese Breite der die 
Bundesregierung tragenden Mehrheit war bei allen Gesprächen, die ich mit 
führenden Männern des Auslands nach der Wahl hatte, das hervor­
stechendste Moment. Warum sollten wir uns- nicht eines solchen Erfolges 
auch einmal freuen dürfen? Wenn wir unsere Blicke über die Regierungs-
verhältnisse in anderen europäischen und außereuropäischen Ländern 
schweifen lassen, dann glaube idi nicht, daß Sie irgendwo ein Land finden, 
hinter dessen Regierung eine so große, eine Zweidrittelmehrheit des 
Parlamentes steht. (Beifall.) 

Diese'Überlegungen waren für uns maßgebend bei der B i l d u n g ' d e r 
R e g i e r u n g nach dem Zusammentritt des 2. Bundesparteitages. Nach wie 
vor glauben wir, daß eine absolute Notwendigkeit besteht, eine so 
breite Regierungsmehrheit aufrechtzuerhalten. Sie ist notwendig schon aus 
Gründen einer ruhigen inneren Entwicklung, eines ruhigen inneren 
Wiederaufbaus. Wenn es gelungen ist, trotz der Größe unserer Fraktion 
— Sie werden dieses „trotz" verstehen; denn jeder, der in eine Koalition mit 
einem so starken Partner geht, ist naturgemäß etwas besorgt um seine 
Selbständigkeit — eine so breite Mehrheit und eine so breite Grundlage 
zu schaffen, und wenn wir trotz aller Schwierigkeiten daran festhalten, daß 
diese Mehrheit bestehen bleiben muß, dann glaube ich, tun wir damit mehr 
für die parlamentarische Demokratie und mehr für die Stärkung des Staats­
gedankens in dem zusammengebrochenen deutschen Volk als mancher sich 
klar macht. (Beifall.) Ich glaube, daß diese ruhige Stetigkeit der Regierung 
gerade für die jüngere Generation im deutschen Volk anziehend ist und sie 
an den Staat heranbringt. Notwendig ist sie aber auch aus außenpolitischen 
Gründen. ' ' 

Die a u ß e n p o l i t i s c h e L a g e Europas und die Lage in der Welt ist 
sehr ernst. Unsere Möglichkeit, das außenpolitische Geschehen zu beein­
flussen, beruht darauf, daß mehr als zwei Drittel des deutschen Volkes ' 
hinter dieser Außenpolitik stehen. Weil die außenpolitische Lage so kritisch-
ist, weil die Veränderungen auf der Erde seit 1939 so außergewöhnlich groß 
sind, haben wir geglaubt, bei der Auswahl der Gedanken, die Ihnen auf 
diesem Parteitag in Vorträgen unterbreitet werden sollen, die großen 
Zusammenhänge des Weltgeschehens zu zeigen. Da Deutschland, unser 
Vaterland, in dieses große Weltgeschehen eingebettet ist, besteht darüber 
hinaus für uns die Notwendigkeit, diese Veränderungen, wirtschaftlidier 
oder politisdier Natur, die uns der Krieg uiid die Folgezeit gebracht haben, 
auch bei unserer- Arbeit und .unserer Politik zu beäditen. Wir von der 
Christlich-Demokratischen Union müssen daher vor allem in dieser Zeit 
epochaler "Veränderungen unsere Politik nach den g ' r o ß e n G e s i c h t s ­
p u n k t e n / u orientieren versuchen. 

Noch ist die Zeit der Ruhe nicht gekommen. Im Inneren haben wir dafür 
Sorge zu tragen, daß der w i r t s c h a f t l i c h e A u f s c h w u n g bleibt und 
daß die Wirtschaft sich weiter entwickelt. Wir haben noch große s o z i a l e 
A u f g a b e n zu erfüllen, für die Vertriebenen, die Ausgebombten, die 
Kriegsopfer und die Rentenempfänger. Wir müssen dafür sorgen, daß der 
S t a a t s g e d a n k e gefestigt und das deutsche Volk in allen- seinen 
Schichten an die parlamentarische Demokratie herangebra,cht wird. 

Wir müssen alles, was wir können, dafür einsetzen, damit die W i e d e r ­
v e r e i n i g u n g D e u t s c h l a n d s in Freiheit und Frieden erfolgt.-Wir. 
müssen uns dem A u f b a u E u r o p a s widmen mit unserer ganzen Kraft 
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und in der tiefsten Überzeugung, da sonst, wenn sich die westeuropäischen 
Völker nicht zusanimenschließen, die europäische Kultur, das uns über­
kommene Erbe, die Freiheit der'Person, zum Untergang verurteilt sind. Möge 
dieser Parteilag uns allen Kraft, Stärke und Vertrauen geben, unsere ' 
Aufgabe zu erfüllen. In dieser Hoffnung erkläre ich den 5. Parteitag der 
Christlich-Demokratischen Uniorii für eröffnet. (Beifall.) 

-Parteivorstand und Parteiausschuß sdilagen Ihnen nun vor, zum Vor­
sitzenden dieses Parteitages den V o r s i t z e n d e n der Christlich-Demokra­
tischen Union Rheinland, Herrn J o h n e n , zu wählen (Beifall) und zu seinen 
S t e l l v e r t r e t e r n die Parteifreunde Albers, Cillien, Erhard, Kiesinger, 
Lemmer, Lensing und Frau Praetoriüs. — Idi darf feststellen, daß Sie mit 
diesen Vorschlägen einverstanden sind. Ich darf Herrn Johnen nunmehr 
bitten, die Leitung des Parteitages zu übernehmen. (Beifall.) ' 

I» K A S t 1> E X T J O U X K X 

Zunächst ein aufrichtiges Wort des D a n k e s für den uns erteilten Auftrag. 
Ich darf Ihnen einen herzlichen W i l l k o m m e n g r u ß in meiner Eigen­
schaft als Vorsitzender des Landesverbandes Rheinland sagen. Wir freuen uns, 
daß der 5. Parteitag der Christlich-Demokratischen Union am schönen Rhein bei 
herrlichem Wetter stattfindet. Er findet in K ö l n statt, das hat eine 
doppelte Bedeutung: diese Stadt ist mit dem Bundeskanzler Konrad Adenauer 
und seinem Schicksal eng verbunden. Dieses Messegelände, in dem wir tagen, 
hat er der Stadt Köln, damals jener aufstrebenden, wirtsdiaftlichen Stadt 
geschenkt, und dieses gleidie Messegelände war berufen,, daß er dort seinen 
L e i d e n s w e g im D r i t t e n R e i c h begann. Er sprach selbst eben von 
dem Konzentrationslager Messe. In diesem Konzentrationslager hat er mit 
seiner verstorbenen Gattin den Leidensweg antreten müssen. Ich sage das, 
um an dieser Stelle dem Herrn Bundeskanzler Dr. Adenauer für alles das, 
was er im Dritten Reich aushalten mußte, hier herzlichst zu danken. (Starker 
Beifall.) Ich möchte aber in ihm all denen danken, die im Dritten Reich so 
viel gelitten haben. (Beifall.) Ich sage das auch deshalb, weil die' Gefahr 
droht, daß wir diese Dinge vergessen, und weil die Gefahr besteht, daß 
diejenigen, die es mitverschuldet haben, heute Anspruch erheben, wieder 
in der ersten Reihe zu sitzen. (Starker Beifall.) 
• In Köln wurde die C D U g e g r ü n d e t . Lassen wir uns beim 5. Parteitag 
an die Grundsätze der Christlicl>DemokTatischen Union aus dem Jahre 1945 
erinnern. Wenn wir diese Tage der Besinnung, so darf ich sie nennen, dazu 
benutzen, dann wird das für unsere Partei und darüber hinaus für das 
gesamte deutsche Volk von erheblidiem Wert sein. 

So darf ich an erster Stelle b e g r ü ß e n , so sonderbar es klingt, unseren 
Chef, den Herrn Bundeskanzler Dr. A d e n a u e r . (Lebhafter Beifall.) Er 
hat nidit 'geni, wenn er aus meinem Munde Lob hört. Ich will deshalb audi 
nicht mehr sagen: es ist unser Konrad Adenauer herzlich willkommen! 
(Erneuter Beifall.) Ich' darf ebenso herzlich begrüßen den zweiten Vor­
sitzenden unserer Partei, den Bundestagsprasidehten, Herrn Dr. E h l e r s . 
(Starker Beifall.) In gleicher Eigenschaft ist der Herr Bundesminister K a i ­
s e r herzlich willkommen. (Beifall.) 

Ich begrüße ferner die Herren M i n i s t e r p r ä s i d e n t e n der Länder. 
Ich darf mich darauf beschränken, den Ministerpräsidenten des gastgebenden 
Landes insbesondere zu nennen und ihn herzlich willkommen zu heißen, 
Herrn K a r l A r n o l d . (Beifall.) Idi begrüße ferner die Herren Bun d e s -
u n d L a n d e s m i n i s t e r , die Mitglieder der B u n d e s t a.g s f r a k t i,o n , 
an ihrer Spitze den Vorsitzenden, Herrn Dr. von B r e n t,a n o. Auch die 
Herren L a n d t a g s a b g e o r d n e t e n von Nordrhein-Westfalen will idi 
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gern in diesen Gruß mit e'iiischließen. Ich .grüße dann -ferner 'den Vize­
präsidenten der Montan-Üriion, "Herrn. Et z e 1. (Beifall.) Besonders herzlich 
will ich aber willkommen heißen den Oberbürgermeister,dieser Stadt, Herrn 
Dr. Ernst S c h w e r i n g , aus, Westfalen! (Beifall und große Heiterkeit.) 

Ich habe dann die besondere Freude, die Vertreter der b e f r e u n d e t e n 
a u s l ä n d i s c h e n P a r t e i e n hier herzlichst zu begrüßen. läi darf mit 
dem Präsidenten der Schweizerischen Konservativen Volkspartei, Herrn 
Nationalrat Dr. R o h r , beginnen. (Beifall.) Ich grüße ferner den General­
sekretär der Schweizerischen Konservativen Volkspartei, Herrn Dr. R o s e n -
b e r g. (Beifall.) Ebenfalls herzlich willkommen ist der Vorsitzende der Aiiti-
revolutionären Partei Hollands, Herr R o s s j e n. (Beifall.) Ich begrüße den 
Vertreter der Christlich-Sozialen Arbeiterpartei Norwegens, Herrn, Reichs­
tagsabgeordneten B o n d e v i k (Beifall), den stellvertretenden General- • 
Sekretär der Internationalen Union Christlicher Demokraten, Herrn' Dr. 
S c h u y t . (Beifall.) 

Im Laufe der Tagungen werden noch weitere Vertreter befreundeter aus­
ländischer Parteien eintreffen. Ich darf mir vorbehalten, die Begrüßungen 
später zu wiederholen. 

Ebenso' herzlich willkommen heiße ich die Vertreter der Kirchen, für die 
evangelische Kirche Herrn Prälaten Dr. K u n s t (Beifall) und für die 
katholische Kirche Herrn Prälaten Dr. B o h l e r.' (Beifall.) 

Mit besonderer Wärme und Herzlichkeit begrüße ich unsere F r e u n d e 
v o n d e r C S U (Beifall) und mit besonderer Betonung, Freundlichkeit und 
Herzlichkeit unsere Freunde von der S a a r . (Starker Beifall.) 

Ich darf noch begrüßen die Vertreter der G e w e r k s c h af t e n ,, des, 
' Bundesverbandes der deutschen I n d u s t r i e , der übrigen V e r b ä n d e , 
sowie mit vernünftiger Herzlidikeit die Vertreter von P r e s s e , R u n d - , 
f u n k und F i l m . (Heiterkeit und Beifall.) 

Ich darf die Reihe der Begrüßungen nicht abschließen, ohne unsere Freunde 
zu erwähnen, die noch a.b g e t r e n n t von uns sind, sei es im Osten, sei es , 
im Westen. Wir fühlen uns mit ihnen verbunden und ersehnen mit ihnen 
den Tag herbei, an dem das gesamte Deutschland wieder in'Freiheit geeint, 
ist. Unser Dank gilt aber auch all den deutschen Männern imd Frauen, die 
heute noch u n g e r e c h t f e s t g e h a l t e n werden in anderen Ländern. , 

Wir haben uns schönes Wetter ausgesucht, um den Parteitag zu begehen. 
Das hat natürlicli- den Nachteil, daß wir hier körperlich allerlei aushalten • 
müssen. Ein Parteitag von einer derartigen Größe, wie er jetzt stattfindet, 
kann nur ein 'fruchtbares Ergebnis haben, wenn wir damit beginnen, daß wir 
uns vornehmen, auch aufeinander R ü c k s i c h t zu nehmen. Wenn wir das 
alle tun, dann machen Sie das Amt des Präsidenten zu einem Spiel. Ich 
möchte jedenfalls mir und meinen Vertretern-wünschen, daß es kein ernstes' 
Spiel wird. ' • . 

Der Herr M i n i s t e r p r ä s i d e n t dieses Landes, der nun ein' Grußwort 
zu Ihnen sprechen soll; 'hat mich, um die Zeit abzukürzen, gebeten, Sie in. 
seinem Auftrag ebenfalls herzlich willkominen zu heißen im Land Nordrheirr-
Westfalen. (Beifall.) 

Nun hat das Wort der Herr Oberbürgermeister dieser schönen rheinischen 
Stadt Köln, ^ . 

<» 1» K K n i'j K (i K I t M K l ' S T' K K 
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Vielleicht haben Sie im stillen gehofft, ich würde es machen wie der Herr 
Ministerpräsident. Ich muß Sie enttäuschen. Das scheint mir irr diesem Fall 
nicht anzugehen. 
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Wenn ich Ihnen aber jetzt meine Begrüßung entgegenbringe, so enthält 
sie eigentlich nur zwei Gedanken, Freude und Dank.- F r e u d e darüber, daß 
Sie gekommen sind nach' dem großen Sieg von 1953, um in dieser Stadt Ihren 
Parteitag abzuhalten, und herzlichen D a n k gleidizeitig, daß Sie es getan 
haben, über diesen Dank möchte ich gleich noch etwas mehr sagen. 

Eine wesentliche Aufgabe des Oberbürgerineisters neuen Stils ist es, in 
seiner Stadt Verbände, Vereine, Körperschaften des privaten und öffentlidien 
Rechts und Organisationen zu begrüßen. Es besteht dann eine besondere 
Kunst darin, in jedem Einzelfall etwas zu finden, was nun gerade zeigt, daß 
diese Stadtmit diesem Verband oder Verein in besonderer Weise verbunden 
ist. 

Heute und hier ist die Fülle des Stoffes, die sich aufdrängt, so gToß, 
daß es viel schwerer ist, sich vor dem Zuviel zu hüten als vor dem Zuwenig. 

Köln und die CDU! Meine verehrten Herren Vorredner sind sdion etwas 
in dem Garten spazierengegangen, in dem ich mich jetzt bewegen wollte, 
indem sie darauf hingewiesen haben,'daß hier die CDU g e g r ü n d e t wurde. 
Das ist wahr, wenn auch eine andere Stadt den Anspruch erhebt, einige 
Stunden vorher denselben Gedanken gehabt zu haben, was idi ausdrüdclich 
anerkennen will. Herr Minister Kaiser, machen Sie sich keine Sorgen. Aber 
wir Kölner nehmen für uns immerhin in Anspruch, daß es damals weder 
Post noch Telegraph noch sonst etwas gab; also unsere Ideen waren unsere 
eigenen Ideen, und wir hatten sdion im März angefangen, darüber nadi-
zudenken. Wir machten am 16. Juni 1945 gleich die entsprechenden Leitsätze. 

Außerdem haben die 18 Männer, die damals zusammentraten, einen erheb­
lichen Mut bewiesen; denn damals durften nadi dem Gesetz der Engländer 
noch nicht mehr als fünf in einem Raum zusammenkommen, und es waren 
mehr als dreimal soviel. Diese 18 haben eine große Tat getan; denn allein in 
dieser Stadt brachten wir es bei der e r s t e n W a h l von 1946 gleidi auf 
53,5 "/o aller Abstimmenden. Wir brachten also sdion über 100 000 Stinimen 
zur Gemeindewahl mit. Aber aus diesen 18 sind dann im Vorjahre bei der 
großen Ernte am 6. September fast genau 200 000 allein in dieser Stadt 

^geworden. In allen drei Wahlkreisen, die wir hatten, hatten wir die absolute 
Mehrheit. 

Wir haben wirklicli der CDU zu danken dafür, daß sie hierher gekommen 
ist und hier ihren größten Parteitag abhält. Aber die CDU hat uns audi 
allerhand zu danken. Auf die Gründung habe ich schon hingewiesen. Darf ich 

•weiter darauf hinweisen, daß diese Stadt von jeher nur d r e i M a n d a t e 
z u m B u n d e s t a g hatte. Diese drei Mandate hat sie imrher der CDU 
gegeben. Darf ich weiter darauf hinweisen, daß diese Stadt nur s e c h s 
M a n d a t e z u m L a n d t a g hat. Diese sechs Mandate hat sie immer der 
CDU gegeben, und sie wird es Ende dieses Monats wieder tun. (Beifall.) 

Man hat mir klugerweise eine Frist von nicht mehr als fünf Minuten 
gesetzt. Das will ich, soweit es jetzt noch möglich ist, auch einhalten. 
Idi muß ausdrücklich betonen, daß unser Parteivorsitzender, Herr A1 b e r s , 
mich gebeten hat, zur Abkürzung des Verfahrens auch in seinem Nam'en zu 
sprechen. Ich bin also in der Lage, das zu wiederholen, was unser verehrter 
Herr Präsident hinter meinem Rücken eben mit dem Ministerpräsidenten 
getan hat, und die beiden, Herr Karl Arnold und Herr Johannes Albers, 
mögen um die Palme der Klugheit und der Zeitökonomie streiten. 

Im übrigen darf ich Sie f ü r d i e g a n z e B e v ö l k e r u n g von Köln 
herzlich willkommen heißen; denn' wenn Sie auch die Vertreter einer 
politischen Partei sind, so weiß doch jeder letzte in Köln, was die CDU für 
Deutschland, für unser Land und für unsere Stadt bedeutet. Noch eins lassen 
Sie mich sagen, wenn auch meine Zeit schon abgelaufen ist. Den Chef Ihrer 
Partei verdanken Sie ja Köln. (Beifall.) Aber was noch mehr ist, Sie ver­
danken auch den B u n d e s k a n z l e r dieser Stadt. Betrachten Sie sein 
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Leben, Er hat es' geführt, wie er es immer wieder in der öftentlichlceit sagt; 
er hat in der Gemeinde begonnen. Und das war richtig. Er wurde im 
Jahre 1906 Beigeordneter der Stadt Köln, nach wenigen Jahren Erster Bei­
geordneter und im Jahre 1917 Oberbürgermeister. Wir wissen es .beide noch 
sehr genau; denn idi war damals auch schon längst bei denen, die mitfeiern 
durften und die damals "schon über 10 Jahre engstens' mit dem damaligen 
Oberbürgermeister zusammengearbeitet, hatten. 

Diese Stadt — ich kann das immer nur wiederholen — hat ihrem 
damaligen Oberbürgermeister und jetzigen Bundeskanzler eine D a n k e s ­
s c h u l d abzutragen, die' sie in Wahrheit niemals wird abtragen können. 

,̂ AUes das, was bereits erwähnt worden ist, ist ja nur ein Teil. Zur Messe 
korrimt die Universität, es kommen die Häfen hinzu, es kommt der Grün­
gürtel hinzu, es kommen die Brücken hinzu, von denen eine freilich, die eine 
besondere geschichtliche Bedeutung hatte, an einem schrecklidien Tage im 
Oktober 1944 zerstört wurde, aber wir haben sie genau so wieder aufgebaut, 
wie sie vorher war, so daß man meinen könnte', e's wäre noch die alte. Dazu 
kommen vinendlich viele andere Dinge. 

Ich glaube,^dem Natvirfreund Dr. Adenauer war insbesondere der Grün­
gürtel ans Herz gewachsen, der ja gleichzeitig auch eine bedeutende soziale 
Tat darstellte, der heute wie je der Kölner Bevölkerung, insbesondere auch 
der minderijemittelten, die Möglichkeit gibt, ihre Gesundheit dort zu pflegen 
und gegebenenfalls wiederherzustellen. 

"Verehrter Herr Bundeskanzler! Ich darf es heute noch einmal sagen, was 
ich schon öfters gesagt habe. Diese Stadt freut sich immer, wenn Sie kommen. 
Sie kommen uns nur etwas zu wenig. Aber auch da sind wir wieder milde' 

' Richter; denn wir wissen ja, welch ungeheure Last der Verantwortung jetzt 
auf Ihren Schultern ruht, und wir haben manchmal so etwas das Gefühl 
und den Wunsch, wenn wir hören, daß Sie einen Staatsbesuch in dieser oder 
jener Stadt — oft ganz in der Nähe von Köln — machen, sie möchten uns 
auch einmal einen richtigen Staatsbesuch machen. (Lebhafter Beifall.) 

Meine verehrten Damen' und Herren! Lassen Sie mich schließen, indem ich 
Sie herzlich willkommen heiße in dieser Stadt und Ihnen herzlich danke und 
indem ich auch noch einmal unserem Bundeskanzler, der so viele Jahre als 
Oberbürgermeister dieser Stadt nach alter Prägung gewirkt hat, den herz­
lichen Dank der gaiizen Bevölkerung auch in dieser Stunde wieder zum 
Ausdruck bringe. (Beifall.) , 

X* 11 Ä S T I) K N T J O H: IV K. iV • 

dankt Oberbürgermeister Dr. Schwering: Ich glaube, wir können ohne Ab­
stimmung dem Herrn Bundeskanzler empfehlen, die Stadt Köln einrnal durch 
einen Staatsbesuch zu ehren. 

Die Ehre seines Wortes schenkt uns jetzt der Präsident der Schweizerischen 
Konservativen Volkspartei, Herr^ 

Bf A T 1 « IV A 1. II A T 1> « . Jt O H I t 

Als ich heute früh in diese herrliche Rheinstadt einfuhr, machten die noch 
vorhandenen Zeugen schwerer Kriegsschäden auf mich einen tiefen Eindruck. 
Ich war seit Kriegsende schon zu wiederholten Malen in der Deutschen 
Bundesrepublik, aber bei jedem späteren Besuch duirfte ich feststellen, welch 
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erstaunliche F o r t s c h r i t t e a u f a l l e n G e b i e t e n erzielt worden sind,' 
nicht nur im' äußeren Aufbau, sondern auch in- der inneren Einstellung der 
Menschen. 

Die Depressiori und. die Hoffnungslosigkeit sind gewichen, und an ihre 
Stelle ist' ein e n t s c h l o s s e n e r ' W i l l e und eine frohe Zuversicht in 
die Erholung des deutschen Volkes getreten. Auch die Atmosphäre .ist Gott 
sei Dank eine andere geworden. So freue ich midi denn, Ihnen im Namen 
der Schweizerischen Konservativen Volkspartei nicht nur freundschaftliche 
Grüße, sondern auch aufrichtige G l ü c k w.ü n s c h e zur vollen Entfaltung 
der Christlich-Demokratischen Union überbringen zu dürfen. 

Die schwere Heimsuchung, die über das deutsche Volk gekommen ist, hati> 
die Erkenntnis wachgerufen, daß alle gutgesinnten christlichen Elemente, 
Protestanten und Katholiken, in g e m e i n s a m e r A r b e i t und in der 
gleichen politischen Front sich zusammenfinden können und müssen, um 
dem großen Feind der persönlichen Freiheit die Stime zu bieten. Mit jedem 
Tag bestätigt sich aufs neue die Feststellung, die Bundesrat Motta im 
Jahre 1934 im Zusammenhang mit der Diskussion über die Aufnahme Sowjet­
rußlands in den Völkerbund gemacht hatte, als er erklärte, daß der 
Kommunismus auf allen Gebieten, den religiösen, den wirtschaftlichen, 
sozialen, politischen und moralisdien, die radikale Verneinung aller Ideen 
sei, die die Substanz unseres Daseins bilden. 

Die S e p t e m b e r w a h l e n des Jahres 1953 mit ihrer in diesem Ausmaß 
'nie geahnten Kundgebung des deutschen Volkes für den Willen zur Abwehr 
des Komniunismus und zum Aufbau eines gesunden Staatswesens waren 
eine eindrucksvolle Demonstration, die ihre 'Wirkung auf Freund und Feind 
nicht verfehlt hat. Es war aber auch zugleich eine prächtige Dankesbezeugung 
an den Vorsitzenden Ihrer Partei und an alle seine Mitarbeiter, eine 
Zustimmung für den geraden und einzig möglichen 'Weg, auf dem Herr 
Bundeskanzler Dr. Adenauer das deutsdie Volk aus der Atmosphäre des 
Mißtrauens herausgeführt hat. 

Ein, wahrer und dauerhafter Friede kann ja nicht nur auf der Macht, 
sondern nur auf dem V e r t r a u e j i aufgebaut werden. Möge die starke 
und rasche wirtschaftliche Erholung nicht wieder auseinanderreißen, was Not 
lind Heimsuchung zusammengeschweißt haben. Ich bin überzeugt, daß die 
yerantwortlidien politischen Führer, die Führer des öffentlichen Lebens, alles 
tun werden, um die politische Front der protestantischen und katholischen 
Christen beisammen zu behalten und das Ziisammengehörigkeitsbewußtsein 
zu stärken, um nicht den Feinden des deutschen Volkes ein Schauspiel der 
inneren Zerrissenheit zu,geben. 

'Ich weiß aus Erfahrung im eigenen Land, wie stark der Druck unverant­
wortlicher Elemente sich oft auswirkt, um Mißtrauen und Zwietradit zu 
säen, wo doch Vertrauen und Eintracht so Notwendig sind. 
' Mit einem' herzlichen Gruß aus Ihrem kleinen Nachbarland, aus meiner 

lieben Heimat, der Schweiz, verbinde ich den aufriditigen 'Wunsch, daß diese 
Tagung im deutschen Volke diesseits und jenseits des Eisernen Vorhanges 
und weit über die Grenzen Eurer Heimat hinaus die Überzeugung weckt, die 
christlidien und guten Kräfte im deutschen Volke sind entschlossen, in 
geschlossener Front ihre Aufbau- und Abwehrarbeit weiter fortzusetzen. 
(Beifall.) 
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Für die Antirevolutionäre Partei Hollands spricht 

II K It It ]{ O .S 8 J K N 

Im Namen der Katholischen Volkspartei und im Namen der Antirevolutio-
nären Partei der N i e d e r l a n d e , welche ich mit dem Herrn Gosker die 
Ehre habe, hier zu vertreten, möchte ich zuerst meinen herzlichen Dank aus­
sprechen für die Gastfreundschaft der Christlich-Demokratischen Union, die 
es uns ermöglicht, die Verbundenlieit ivnserer Parteien nicht nur in formeller 
Weise vorzuführen, sondern auch tatsächlich zu verstärken. 

Schon seit Goslar sind die beiden p r o t e s t a n t i s c h e n'Parteien der 
Niederlände, die Antirevolutionäre Partei und die Christlich-Historische 
Union, mehrmals auf Ihren Tagungen vertreten gewesen. Die K a t h o ­
l i s c h e V o l k s p a r t e i ist regelmäßig auf ihren Parteitagen zu Gast 
gewesen. Wir sind glücklich gewesen, Ihre Vertreter bei unseren Kongressen 
regelmäßig willkommen heißen zu können. Wir freuen uns über die Ent­
wicklung dieser Verständigung darum so sehr, weil sich daraus die gegen­
seitige Einsicht zeigt, daß die christlichen Demokraten nur in Zusammen­
arbeit ihre Aufgaben erfüllen und ihre Probleme lösen können. (Beifall.) 

In Holland versuchen die Sozialisten jetzt schon seit Jahren, dem Volke 
klarzumachen, daß die lebensanschauliche Grundlage unserer evangelischen 
und katholischen Parteien keine Möglichkeit mehr bietet für eine reale' 
Politik und für politische Entscheidungen. Uns aber wird es jeden Tag klarer, 
das im Gegenteil n u r d i e L e b e n s a n s c h a u u n g unserer christlichen 
Parteien zu einer- Politik zu führen vermag, die wirklich dem Gemeinwohl 
nützt. (Beifall.) 

Wenn man sich jetzt über gesamteuropäische Wahlen für ein e u r o ­
p ä i s c h e s P a r l a m e n t einigen würde, so wäre das für uns um so mehr 
ein Grund, dies zu realisieren, da diese Ebene der europäischen Politik und 
des europäischen Gemeinwohls uns den Weg zeigt, den wir zu beschreiten 
haben, sonst würden wir an dem christlichen Charakter Europas Verrat üben. 

In diesem Sinne möchte ich Ihnen einen ganz guten Erfolg dieses Partei­
tages wünschen und außerdem Ihrem Parteivorsitzenden die Verwirklichung 
seiner F r i e d e n s p o l i t i k , für welche wir in Holland eine starke 
Bewunderung haben. (Beifall.) Wir haben uns in Holland sehr gefreut über . 
den Wahlsieg Ihrer Partei. Dieser Sieg hat uns gesagt: die Christlich-Demo­
kratische Union ist festgewurzelt im Boden Westdeutschlands. Gott segne 
Ihre Partei! Gott segne Ihre Arbeit; Gott segne Deutschland! (Sehr starker 
Beifall.) 

Für die Christliche Volkspartei Norwegens spricht Herr 

« K l <J H S T X fi .«* X K (i K <> II I> N K T E K J» O X I> K V 1 K 

Im Namen der Christlichen Volkspartei Norwegens bringe ich Ihnen einen 
herzlichen Dank für die großmütige Einladung zur Teilnahme an dieser 
Sitzung, die wir vor einiger Zeit empfangen und angenommen haben. Es 
scheint uns ungemein vorteilhaft, eine Partei ähnlichen Ursprungs und des­
selben Zieles zu bissudren, um Gedanken und Meinungen über das Glück des 
Einzelstaales und der Gesamtheit zu tauschen. 

• Ich sehe die einzige Errettung einer zersplitterteni, verirrten und verwirr­
ten Welt in der Ergebung in den Willen des Allmächtigen, in der Leitung 
Gottes. Niemand vermag eine andere G r u n d 1 a g e zu legen als die,'welche 
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schon durch Jesus Christus gelegt worden ist; denn es gibt keine andere. In 
gleichem Maße gilt das für Einzelpersonen wie für Staaten. Legen wjr großen 
Wert darauf, dem Wirken und Treiben der jungen Geschlechter eine derartige 
Erziehung zu geben, damit sie in allen Stürmen und Schwierigkeiten be­
stehen werden. Ich las einst in einem deutsdren Lesebuch für Norweger ein 
Stück, das mir hie aus dem Gedächtnis gehen wird, wo folgende Lehre eines 
Pastors stark betont war: Ich werde in dir eine Grundlage schaffen, an der 
der Teufel und die Welt zuschanden werden. 

Das ist unser gemeinsames Ziel. Alles andere vergeht mit der Zeit. Allein 
d a s E w i g e besteht. Die moralische Haltung eines Volkes ist die beste 
Garantie gegen Schwäche und Vernichtung. Müssen wir auch dessen in der 
Politik gedenken? Fragen wir immer nach dem Willen Gottes? Suchen wir 
seine Wege aufzuspüren? Dann wird er urts auch Hilfe leisten. Nationen, 
welche die Gebote Gottes verletzt und verlassen haben, sind aus • der 
Geschichte getilgt und ausgelöscht worden. Die zeitlichen Dinge müssen 
natürlich auch beaditet werden, aber sie sind nidit die einzigen und auch 
nidit die wichtigsten; denn das Irdische geht zugrunde, allein der Geist 
bleibt. Gönnen wir anderen alles, was. sie erzielen. 

Die Bürgschaft des Bestehens, des Wuchses und des Glüdies unserer 
Völker liegt in der Sittlichkeit, in der Demut und in dem Unterwerfen unter 
die ewigen Gesetze Gottes, die nicht gekränkt oder verletzt werden würden. 
Der Materialismus darf uns nicht gefangennehmen. Der Lebensstandard ist 
oft zur Lebensanschauung und zum Gott unserer Zeit geworden. Darin liegt 
die größte Gefahr der Menschheit. Mit diesen einfachen, aber realistischen 
Worten wünsche ich Ihnen Glück in den Erörterungen und Entschlüssen. 
Möge alles zum Guten dienen! (Lebhafter Beifall.) 

p it A s 1 » K ar T j o Ji X K IV 

Darf ich allen drei Gästen für die aufrichtigen Worte herzlich d a n k e n 
und sie zugleich bitten, in ihre Länder die herzlichsten Grüße des Fünften 
Parteitages mitzunehmen, zugleich aber auch die Versicherung, daß wir mit. 
ihnen alles daransetzen werden, daß das geeinte Europa, das kommt, ein 
christliches ist. (Beifall.) r 

Ich bitte die verehrten Gäste, damit einverstanden zu sein, daß die übrigen 
Gäste mit ihrem Grußwort morgen zum Wort kommen, da wir heute den 
Zeitplan genau einhalten müssen. 

Es spricht nunmehr der 
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Die geistige Striilctiir iingerei* Xelt 

Die Tatsadie, daß auf dem Parteitag der größten deutschen Partei als erstes 
über die geistige Situation der Zeit gesprochen wird, bedarf fast schon einer 
Reditfertigung. 

Viele Leute beschäftigen sidi heute mit der Frage der S t e l l u n g d e r 
P a r t e i e n im politisdien Leben des Volkes. Die Tatsadie, daß die Parteien 
im Grundgesetz der Bundesrepublik zum erstenmal in einer deutschen Ver-
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fassung ausdrücklich als Mitträger der politischen Verantwortung aufgeführt 
sind, und die Bedeutung, die die Parteien bei den Wahlen und im politischen 
Leben gewonnen haben,'veranlassen manche, den heutigen Staat als einen 
Parteienstaat zu bezeichnen. Vielerlei Momente wirken dahin zusammen,-
daß dieses Wort 'bei manchen Deutschen „ankommt" und sofort höchst 
kritische Reaktionen hervorruft. Wenn diese Deutschen dann noch lesen, daß 
das Volk durdi die Parteien „mediatisiert" sei, 'daß es eigentlich keine echte 
Wahl mehr, sondern nur noch eine Art Volksentscheid gäbe, und wenn dann 

• schließlich noch die nötigen Gewürze durch die Spezialkritik an Männern 
und Einrichtungen hinzugefügt werden, dann ist für viele unserer Mitbürger 
dieser Staat schon wieder verdächtig geworden. Manchmal hat man den Ein­
druck, daß es solchen K r i t i k e r n , nur auf dieses Ergebnis ankommt. Wenn 
man sie sich näher betrachtet, hätte man den Wunsch, daß. sie damals, als 
eine völlige Entmachtung und Entmündigung des Volkes im Hitlerstaat durch­
geführt wurde, etwas mehr bereit gewesen wären, die heute so ungefähr­
liche, damals aber wesentlich gefährlichere Kritik hören zu lassen. Damals 
haben wir von einigen dieser Herren aber etwas ganz anderes gehört! 
Darum überzeugt uns ihre Kritik heute nicht ohne weiteres. 

Zu den Hauptthemen dieser Kritik gehört, daß die deutschen Parteien 
falsch konstruiert seien. Sie seien im Unterschied zu den Parteien der großen 
westlichen Deinokratien W e l t a n s c h a u u n g s p a r t e i e n . Damit,- meint 
man, werde die-eigentliche politische Grundlage und Aufgabe der Parteien 
von vornherein versdioben. Und es gibt genug Leute, die den Unmut über 
solche Weltanschauungsparteien nähren; Sie möchten, daß aucJi bei uns die 
Parteien sicii ausschließlich nach den politisch-wirtschaftlich-technischen 
Fragen ausrichteten und nicht mit dem deutschen Eifer in solchen Dingen 
eine weltanschauliche Grundlegung ihres Handelns versuchten. 

Nun ist es tatsächlich richtig, daß in- E n g 1 a n d und den V e r e i n i g t e n 
S t a a t e n in der Parteistruktur wesentlich andere Gesichtspunkte maß­
gebend sind als bei uns. Auch wenn dort bestimmte weltanschauliche Unter­
schiede bestehen mögen, so haben sie nicht das Gewicht wie bei uns. 
Vielleicht kommt das daher, daß diese Länder eine viel längere parlamen­
tarisch-demokratische Tradition haben; bestimmt wirkt aber dabei mit, daß 
die weltanschauliche Situation quer durch die verschiedenen Parteien hin­
durch insgesamt viel einheitlicher ist als bei uns. Man mag das bewundern, 
kopieren kann man es nicht. Es ist ja kein Zufall, daß die Situation in den 
k o n t i nie n t a l e u r o p ä i s c h e n L ä n d e r n durchweg, wesentlich an­
ders ist. Man sehe sich die Lage in Franikreich oder Italien, aber auch in so 
betont neutralen Ländern wie Schweden und der Sch.weizian, und man wird 
sofort erkennen, daß auch hier — natürlich temperiert nach der politischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Lage der Länder — tiefe, nicht nur politische, 
sondern auch weltanschauliche Scheidungen durch .die Parteien hindurch­
gehen. In dieser Lage sind auch wir. Wenn man früher gemeint haben 
könnte, das seien möglichst bald zu überwindende Restbestände überholter • 
Verhältnisse, so ist diese Frage jetzt nur noch dringlicher geworden. 

Alle Welt, aber Kontinentaleuropa insbesondere und wir vornehmlich, 
stehen in der A u s e i n a n d e r s e t z u n g m i t d e m K o m m u n i s m u s . 
Wenn andere Leute meinen, die Sowjetunion sei wie andere Staaten auch 
einzuordnen, sie treibe-ihre Politik mit den üblichen Mitteln, und solcher' 
Politik sei mit den überkommenden Methoden zu begegnen, so hat uns 
unsere Erfahrung gelehrt, daß dem nicht so ist. (Beifall.) Neben der 
sowjetischen Macht, der man gegebenenfalls mit den im Leben der Staaten 
üblichen Mitteln begegnen müßte, wenn, was wir nicht hoffen, es zu einem 
machtmäßigen Zusammenstoß käme, steht die Ideologie des Kommunismus 
mit ihrer weltweiten Zielsetzung und ihrem marxistisch-kommunistischen 
Siegesbewußtsein. Durch alle Welt geht der primitive Ruf, man müsse diesei: 
kommunistischen Ideologie eine G e g e n i d e o l o g i e mit gleich antreiben-

21' 



der und begeisternder Kraft entgegenstellen. Wenn man jdas versuchte, 
würde man sich den Operationsort und die Waffen vom Gegner vorschreiben 
lassen. A n t i - P a r o l e n s i n d n o c l i n i e e t w a s G u t e s g e w e s e n . 

• Und wenn wir von der Gefährlichkeit der Ideologisierung des kom­
munistischen Weges überzeugt sind, nicht nur für uns, sondern für alle, die 
Opfer dieser Ideologie sind, dann können wir nicht geistig auf den gleichen 
Boden, wenn auch mit umgekehrten Vorzeichen, treten. 

Die Frage, die an uns gestellt ist, ist die, ob wir auf einer ganz anderen 
Ebene andere Kräfte zur Verfügung haben, die mit dem Kommunismus zwar 
nicht in eine Konkurrenz der Mittel und Erscheinungsformen eintreten 
können, die aber geeignet sind, feste Fundamente für den Bau unserer 
Lebensformen — bezogen auf den einzelnen und die Gemeinschaft des 

j Volkes — zu bieten. Diese Frage macht deutlich, daß wir tatsächlich in einer 
Auseinandersetzung stehen, die mit den technischen und taktischen Mitteln 
der Politik und Wirtschaft, so wichtig sie sein mögen, nicht allein bestritten 
werden kann. Esageht um- die i n n e r e F u n d i e r u n g unseres politischen 
WoUens und Handelns. Mindestens in Ansätzen spürt das jeder, der politisch 
tätig ist, sonst wären die Debatten um die geistige Fundierung unserer 
Politik nicht so lebhaft. Jedes Wort, das dabei,gebraucht wird, ich nenne als, 
Beispiel:, „christliche Politik", „Konfessionalismus", „Liberalismus", 
„Freiheit", „Sozialismus", „Tradition", macht deutlich, daß überall die-Frage 
nach der weltanschaulichen und geistigen Situation der Politik aufsteht. 

In dieser geistigen Situation, aber auch in dieser geistigen Bedrohung, 
treten wir zur Besinnung über unseren Weg zusammen. Dieser Weg ebenso 
wie die Gefahren, die auf ihm lauern, fordern von uns, daß wir an der 
geistigen Struktur unserer Zeit nicht vorbeigehen, sondern uns mit ihr aus­
einandersetzen. Wir sind nicht von denen, die solche Reden den Philosophen 
oder den weltfremden Schwärmern überlassen, um inzwischen die Bilanzen, 
die Produktionszahlen, die Löhne und die Steuererträge in Ordnung zu 
bringen, sondern w i r m e i n e n , d a ß j e d e s H a n d e l n im p o l i t i ­
s c h e n R a u m d e s V o l k e s d i e s t ä n d i g n e u e B e s i n n u n g 
a u f d i e g e i s t i g e G r u n d l a g e d e r N a t i o n z u r V o r a u s ­
s e t z u n g h a t . (Beifall.) 

Ich möchte zunädist etwas sagen über die a u f l ö s e n d e n M o m e n t e . 
Jede Therapie hat zur Voraussetzung die Diagnose. Da wir offenbar an 
einem sehr gefährdetenj Punkt unserer geistigen Entwicklung stehen, ist es 
nötig, uns über die Momente klar zu werden, die uns in die Gefahren­
situation geführt haben. Lassen Sie mich zuerst von einem Vorgang reden, 
dessen Bedeutung weithin unterschätzt wird. 

Das vergangene Jahrhundert, aber auch die ersten-. Jahrzehnte dieses 
Jahrhunderts waren von dem allgemeinen Streben nach b ü r g e r l i c h e r 
S i c,h e r h e i t bestimmt. Damit sage ich nicht, daß das ausschließlich eine 
schlechte Sehnsucht gewesen sei. Sie .um'schloß sehr positive Elemente, den 

•Willen, sich selbst und die Familie sicherzustellen, die Ausbildung der 
Kinder zu fördern unter dem Stichwort: „Die Kinder sollen es einmal besser 
haben", das Sparkassenkonto für den Notfall, die gemütliche Wohnung als 
Heim, das eigene Haus mit Bildern, Büchern und dem, was „nun einmal zum 
Leben gehört". Das Bürgerliche Zeitalter ist durch diese Sicherheit und das 
Bemühen, sie zu erringen, gekennzeichnet. Dieses Ziel war nicht nur das 
des Bürgertums, auch die klassenbewußten Proletarier hatten, wenn sie mit 
sich allein waren, durchaus (las gleiche Ziel vor Augen, und wie viele haben 
es erreicht! , '. 

Das alles ist in unserer Generation z w e i m a l z u s a m m e n g e ­
b r o c h e n . Die psychologischen Auswirkungen, die damit verbunden sind, 
können gar nicht abgeschätzt werden. Wie oft erhält man noch Briefe von 
solchen, die die Inflation nach dem Ersten Weltkrieg als den ersten großen 
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Schock dieser Art nicht verwunden liaben und heute noch die Wiedergut­
machung fordern. Um wieviel mehr gilt das für alle, die durch den Zusam-, 
menbruch bis zur Währungsreform zum. zweiten Male alles, was sie sich 

• erarbeitet hatten, einbüßten oder für die Millionen, die durch, die große 
Flucht und Vertreibung aus dem Osten oder durch Bomben alles Hab und: 
Gut verloren haben. 

Das alles sind nicht nur wirtschaftliche und finanzielle Vorgänge. Sie 
greifen in die i n n e r s t e n B e r e i c h e des Lebens hinein. Die ver­
fassungsmäßige Garantie der Unberührtheit des persönlichen Bereichs hat 

• ja nur dann einen Sinn, wenn es einen solchen Bereich überhaupt gibt. Und 
diese weggefallene Sicherheit hat noch eine spezielle politische Bedeutung. 
Jeder, der sich eine solche Sicherheit geschaffen oder sie ererbt hatte, besaß 
ein bestimmtes Maß von innerer und äußerer U n a b h ä n g i g k e i t . Er 
konnte gegenüber dem Arbeitgeber, dem Staat, einer politischen Partei 
eine eigene Meinung vertreten, weil er niehr oder weniger nicht auf sie 
angewiesen war. Die Beziehungen zwisdien der äußeren Unabhängigkeit 
und der inneren Freiheit sind sehr enge. Darum wird ja oft in Debatten, 
z. B. auch über Diäten von Abgeordneten, diese Frage der Unabhängigkeit 
erörtert. Es ist eben für ein Volk zerstörerisch, wenn ein Arbeitnehmer im 
Betrieb, ein Beamter im Staat, ein Abgeordneter in einer Partei sich keine 
eigene Meinung mehr glaubt leisten zu können, weil er Furcht haben muß, 
morgen entlassen oder kaltgestellt zu werden und dann mit den Seinen 
vor dem Nichts zUjstehen. (Beifall.) 

Man sollte endlich die Bemühungen vieler unserer politischen Freunde, 
die.F a m i 1 i e zu stärken, ihr ein eigenes Heim zu sichern, und was es denn 
sonst noch an Hilfen gelien mag, dahin verstehen, daß es um die Schaffung 
der Voraussetzungen einer wiederaufzubauenden Sicherheit und einer inne­
ren und äußeren Freiheit geht. (Beifall.) Wenn wir das nicht schaffen, wer­
den alle unsere anderen Bemühungen die innere Struktur unseres Volkes 
nicht endgültig bessern. 

Das alles kann man natürlich nicht „machen". Das wächst sehr stark aus 
den noch vorhandenen Restbeständen heraus. Sie sind aber noch vor-
hariden. Wir haben uns von Soziologen gern sagen lassen, daß die Familie 
in unserem Volk in aller Zerstörung erstaunlich gesund geblieben sei. Wir 
sind wahrlich die letzten, die sie schlechter machen wollen, als sie ist, und 
die eine Katastrophenstimmung hervorzurufen wünschten. Aber man mag 
auch daran denken, daß es nicht wenige K r i s e n z e i c h e n gibt, die die 

. ernsteste Aufmerksamkeit verdienen. Mit einigen Witzen und Karikaturen 
ist die Frage jedenfalls nicht abgetan. (Beifall.) Wir wünschen solche Witze 
insbesondere nicht von jenen zu hören, die unermüdlich dafür sorgen, daß 
die Krisenzeichen'mehr und nicht weniger werden. 

Wir haben die größte Hochachtung vor den deutschen Menschen, die 
trotz aller Enttäuschungen und Zusammenbrüche es nicht müde geworden 
sind, diese Sicherheit, von der ich sprach, wieder zu gewinnen. Es ist doch 
nicht selbstverständlich, sondern geradezu ein Wunder, wenn wir die Ent­
wicklung der Sparguthaben, der Ziffern der Lebensversicherungsabschlüsse 
und der Bausparverträge verfolgen. Darin wird eine Beharrlichkeit und ein 
trotz allem wieder gewachsenes Vertrauen sichtbar, das uns ernsteste Ver-
•pfliditung sein muß. Wir wissen jedenfalls, daß F i n a n z - u n d S t e u e r ­
p o l i t i k nicht nur eine fiskalische Aufgabe ist, sondern daß sie in der 
unbedingten Sicherstellung der Währung in erster Linie dafür zu sorgen 
hat, daß dieses wieder gewonnene Vertrauen nicht zum dritten Mal, und 
dann endgültig,' enttäuscht wird. Daß es erstaunlich breiten Massen unseres 
Volkes geschenkt ist, wenigstens in Ansätzen sich die Sicherheit'ihres per­
sönlichen Bereichs wieder aufzubauen, ist uns eine besondere Genugtuung. 
Dabei muß darauf hingewiesen werden, daß das nicht nur für die soge-

t . • * 
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nannten 'bürgerlichen Schidilen gilt, sondern daß weithin die a r b e i t e n ­
d e n K l a s s e n A n t e i l an dieser Entwicklung haben. Schon aus diesem 
Grunde ist es ein Unsinn, heute mit klassenkärapferisdien Parolen von 
vorgestern noch einmal Politik treiben zu wollen. (Beifall.) 

Wir wissen auch, daß quer durch alle Schichten hindurch M i l l i o n e n 
von Deutschen, inslaesondere aus den Kreisen der Vertriebenen und Rent­
ner, daran noch k e i n e n h i n r e i c h e n d e n A n t e i l haben. Hier sehen 
wir die Aufgabe des Staates, dort, wo die private Initiative, die Erstaun­
liches geschaffen hat, nicht ausreicht und nicht helfen kann, dafür zu sorgen, 
daß auch diese Mensdien aus dem Gefühl der Heimatlosigkeit und des 
Ausgeliefertseins herauskommen und sich ein eigenes Leben ohne Sorgen 
gestalten können. (Beifall.) 

Ich habe das, obwohl man sonst dieses Sicherheitsstreben oft etwas-
näserümpfend als eine bürgerliche .Dekadenzerscheinung hinzustellen pflegt, 
vorangestellt, weil hier ein Hinweis darauf gegeben ist, was wir unter 
dem S o z i a l e n in unserer Gesamtwirtschaft verstehen. Es scheint mir 
notwendig, daß wir nicht gar zu leichthin dieses Wort „sozial" mit dem 
Wort Marktwirtschaft verbinden, weil es dabei als eine zu sehr eingeführte 
Formel unter die Räder geraten könnte. Das heißt nicht, daß ich die Be­
hauptung aufstellen wollte, die überwiegende Zahl derer, die in der Wirt­
schaft Verantwortung tragen, hätte die Notwendigkeit eines solchen Ver­
haltens nicht eingesehen. Aber die vielleicht wenigen, die es nicht einge­
sehen haben, die für ihre eigene Person glauben, einen Lebensstil führen 
zu können, der mit der Gesamtsituation unseres Volkes nicht in Einklang 
steht, und die insbesondere dem Ausland diesen Lebensstil in einer höchst 
gefährlichen und Widerspruch weckenden Weise vorführen, sollten jeder­
zeit im gemeinsamen Interesse unseres Volkes zur Ordnung gerufen 
werden. (Starker Beifall.) Wir hätten als Partei mit christlicher Verant­
wortung keine Daseinsberechtigung, wenn wir uns nicht immer und zuerst 
die befohlen sein lassen würden, die in innerer und äußerer Bedrängnis 
sind. ^ 

Lassen Sie mich etwas sagen über die A u f l ö s u n g d e r O r d n u n -
g e n „ in denen wir sfehen; obgleich dies auch fast schon zu einem Schlag­
wort'geworden ist. In der Debatte um die Sicherung der Familie ist immer 
wieder auf den Wegfall der G r o ß f a m i l i e hingewiesen worden, die in 
der Lage ist, ihre Glieder, auch wenn sie draußen in der Welt waren, 
wiederaufzunehmen und zu erhalten, der Familie besonders, die auch dazu 
bereit ist. Wir wissen alle, daß sie, von geringen Ausnahmen abgesehen, 
verschwunden ist. Hin und wieder hat sie sicäi noch bewährt bei der großen 
Flucht aus dem Osten. Es lohnt schon eine Überlegung, warum das großen­
teils bei den Familien der Fall war, die audi sonst besonders in der Tradi­
tion der Familie und des Staates wurzeln, bei einem nicht geringen Teil 
des Adels. Man sage nicht, daß es dort leichter gewesen sei, an vielen 
Stellen sicher nicht. Aber hier war noch das Wissen um den weiteren Kreis 
der Familie geblieben, das infolge der technischen, arbeitsmäßigen und 
wohnungsmäßigen Entwicklung sonst meist verlorengegangen ist. F a ­
m i l i e , H e i m a t , B e r u f s i n d O r d n u n g e n , d i e g e g e n ü b e r 
d e n A u f l ö s ü n g s t e n d e n z e n e r h a l t e n d e K r a f t h a b e n . Von 
der Familie ist gesprochen. 

Es mag etwas über die H e i m a t gesagt werden. Die rechte Bindung an 
die Heimat ist zweifellos eine der Kräfte, die dem geistigen und mensch­
lichen Vagabundentum wehren. Gerade in einer Zeit, in der Millionen von 
Menschen unter uns ihre Heimat verloren haben, sollte uns das besonders 
deutlich werden. Im Blick auf die Vertriebenen geht es mir dabei nicht um 
eine organisatorische Frage, sondern um eine grundsätzliche. Wir haben 
allen Wert darauf gelegt, daß die Vertriebenen nicht eine gestaltlose Masse 
von Habenichtsen sind, die sich auch als solche empfinden, Mir scheint es 
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wichtig, daß sie in einer realen Beziehung zu ihrer Heimat stehen und 
sich auch hier und heute als Ostpreußen, Schlesier, Pommern, Siebenbür­
ger Sachsen oder Donauschwaben fühlen. (Beifall.) 

Mit der Heimat und dem Wissen um die Heimat ist der ganze Schatz der 
Ü b e r l i e f e r u n g e n und Eigenarten verbunden, der aus dem allge­
meinen Wesen Mensch die spezielle Form macht, die ein Gesicht hat und 
darum dem Leben auch ein Gesicht geben kann. Das gilt aber in gleicher 
Weise für den deutschen Menschen, der in seiner Heimat bleiben korintef 
Bayer, Schwabe, Hesse, Niedersachse vmd Holsteiner sind nicht dasselbe, 
sondern sie sind Besonderheiten aus Landschaft, Volkstum und Geschichte. 
Es wäre unsinnig, das zu vergessen. Die Erklärung, daß man nicht mehr 
in Stämmen denken könne, wenn man Europa wolle, geht an der Sache 
vorbei. Natürlich kann man nicht mehr Dinge bei einem Stamm oder Land 
lassen, die irri Interesse des Ganzen dem deutschen Staat oder einem 
kommenden Europa zugeordnet werden sollten. A b e r a u c h i n e i n e r 
G e m e i n s c h a f t E u r o p a w i r d e s d e n H e i m a t t y p d e r W e s t ­
f a l e n o d e r B a y e r n u n d B r a n d e n b u r g e r g e n a u so g e b e n 
w i e d e n T y p d e r B r e t o n e n , d e r G a s c o g n e r , d e r L o m b a r ­
d e n o d e r d e r R ö m e r . (Beifall.) Nach unserem Willen beendet die 
größere politische Gemeinschaft nicht die Heimatbezogenheit und erledigt 
nicht die aus ihr herauswachsenden Kräfte. ^ 

Nun. gestalten Sie mir aber, etwas Ketzerhaftes als meine persönlidie 
Meinung hier zu sagen. In den Debatten um diesen Bereidi, die bei uns 
zumeist unter dem Schlagwort „ F ö d e r a l i s m u s " geführt werden, schei­
nen mir erhebliche Unklarheiten vorzukommen. In den letzten Wodien hatte 
ich im Zusammenhang mit Finanz- und Steuergesetzen gelegentlich den Ein­
druck, daß auch überzeugte Föderalisten an die Grenze ihrer Freudigkeit 
kamen. (Heiterkeit.) 

Mir scheint der Föderalismus nicht garantiert zu sein, wenn es in Deutsch­
land fast ein Dutzend Länderparlamente und Regierungen gibt, die oft'genug 
in der Versuchung stehen, den Föderaiismus mit ihrer Existenz als gesichert, 
in seinen Funktionen damit aber auch als ausgeschöpft anzusehen. Auch in 
einem größeren politischen Zusammenhang, gerade unter dem Gesichts­
punkt der engen Verbindung mit der Heimat, muß der Föderalismus sich in 
der Entfachung der auf.den untersten Stufen der staatlichen Ordnung vor­
handenen selbständigen Kräfte, also in der Gemeinde' und im Kreis, als-
gestaltende Kraft erweisen. Der Herr lOberbürgermeister hat auf einen 
speziellen Weg aus der Gemeinde in den Staat in dankenswerter Weise 
vorhin aufmerksam gemacht. Hier liegt auch die wirkliche Möglichkeit, der 
ständig zunehmenden V e r s t ä r k u n g de r B ü r o k r a t i e e n t g e g e n ­
z u t r e t e n und echte ehrenamtliche Mitarbeit in Staat und Gemeinde zu 
erreichen. Wenn der Föderalismus das nicht tut und in einen fruchtlosen 
Kampf mit einer Zentralgewalt verfällt, kann der Föderalismus sehr leicht 
ein destruktives Element werden. 

Wir vertreten auch heute mit allem Nachdruck die Ansicht, daß zentral 
nur das geordnet werden soll, was um des Ganzen willen zentral geordnet 
werden muß. (Beifall.) Das M e r k'm a 1 ist dann aber wirklich d a s G a n z e 
und nicht die begrenzte Interessenlagerung eines Landes. Wenn dem Gan­
zen das verweigert wird, was es braucht, kann das leicht zu einem Eleriient 
nicht der Stärkung der Länder, sondern zum Antrieb eines erneuten über­
steigerten Zentralismus werden. Das sollten alle beachten, die es- angeht, 
insbesondere auf'dem Gebiet der Finanz- und Kultur-, besonders der Schul­
politik. Da wir in Köln versammelt sind, kann ich nur das Wort in Erinne­
rung rufen, mit dem mein Stäatsrechtslehrer in Berlin vor mehr als dreißig 
Jahren mitten in der damaligen Not und Ohnmacht seine Vorlesung schloß: 
„Halt fest am Reich, du kölscher Bauer!" Das gilt mit anderen Worten 
auch heute! (BeifalL) 
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Und das dritte in diesem Zusammeniiang ist der B e r u f . Wir wissen alle, 
wie die teclinisdie Entwicklung dazu geführt hat, daß der Mensch in fast 
jeder Arheitsform in den organisierten, rationalisierten und technisierten 
Massenbetrieb hineingeführt worden°ist. Das gilt nicht nur für Arbeiter und 
Angestellte, es gilt auch für Beamte und sogar in erstaunlichem Maße für 
die sogenannten f r e i e n B e r u f e . Wir wissen, was es bedeutet, daß der 
Mensch kaum irgendwo nodi ein ganzes Werk zu tun imstande ist, daß er 
in irgendeinen „Arbeitsprozeß" hineingestellt wird, an eine Stelle, an der 
ihn, wenn es nötig ist, der Mensch X jeden Augenblick ablösen kann. Wir 
sind keine Romantiker, die meinen, man könne in dieser Zeit zu vergange­
nen Arbeitsformen zurückkehren, obwohl wir der Ansicht sind, daß in der 
Organisation der Arbeit und der Betriebe, in der Gestaltung des Arbeits­
platzes, in der Ermöglidiung der notwendigen Freizeit sich auch heute noch 
vieles bessern läßt. 

Idi darf hier einmal als Niedersachse sprechen und sagen — gerade weil 
übermorgen hier über die Bedeutung Nordrhein-Westfalens gesprochen 
wird —, daß wir die ständig z u n e h m e n d e Z u s a m m e n b a l l u n g 
der wirtschaftlichen und industriellen Kräfte in diesem Raum mit einiger 
Sorge betrachten. "Nicht, weil wir Nordrhein-Westfalen die damit auch 
vorhandenen Möglichkeiten nicht gönnten, sondern weil wir im Blick auf 
die -berufliche Situation des einzelnen, die Wohnverhältnisse, • die ständig 
stärkere Zusammenballung der Menschen in Großstädten ernste Sorgen 
haben. Darüber hinaus scheint es mir ein großes und berechtigtes Anliegen 
zu sein, daß im gesamten deutschen Vaterland, auch in industrieller und 
wirtschaftlicher Hinsicht, eine A u s g e w o g e n h e i t vorbanden ist, die 
allen Teilen letztlich zugute kommt. Darum erwarten wir auch unter diesem 
Gesichtspunkt die Wiedervereinigung Deutschlands so brennend, weil sie 
auch in dieser Frage zu solcher Ausgewogenheit helfen und die etwas ein­
seitige Entwicklung bremsen kann. 

Ich spreche aber im Blick auf die geistige Struktur vom Beruf vorwiegend 
noch unter anderen Gesichtspunkten. Wir haben große Berufszweige, die 
vieles von der überkommenen Berüfsstruktur gerettet haben. Auch hier 
wollen wir nicht mit Gewalt überholtes erhalten. Es ist uns aber ai'len klar, 
daß in der Landwirtschaft, im Handwerk und in weiten Bereichen des sori-
stigen Mittelstandes noch eine standfestere berufliche Situation vorhanden 
ist. Auch sie ist in Gefahr, sich aufzulösen. Soweit das aus inneren, zwingen­
den Gründen erfolgt, kann der Staat nicht sehr viel dagegen tun. Er kann 
aber durch eine Wirtschafts- und Finanzpolitik dazu helfen, daß nicht ohne 
Not Tandwirtschaftliche und handwerkliche Betriebe entwecier aus Gründen 
der Konkurrenzfähigkeit oder aus Mangel an Arbeitskräften oder wegen 
fehlender Rentabilität zusammenbrechen müssen. Ich sage das hier, um vor 
der Öffentlichkeit darauf hinzuweisen, daß unsere M i t t e l s t a n d s p o l i ­
t i k , audi wenn es mandimal anders scheinen mag, nicht in erster Linie 

. .aus finanziellen Gründen getrieben wird, sondern weil hier noch ein Rest­
bestand von beruflicher tragender Ordnung da ist, der um der Gesamt-

/ struktur unseres Volkes willen erhalten werden muß. (Beifall.) 

Es scheint mir eines der dringlichsten Anliegen zu sein, um ein Beispiel 
zu nennen, daß eine Handwerkerfamilie in der Lage bleibt, einen Lehrling 
auszubilden, das heißt, ihn nicht nur mit den technischen Aufgaben seines 
Berufes vertraut zu machen, sondern ihm auch eine Lebensanschauung und 
Haltung zu vermitteln, die ihn die überkommenen Werte eines ehrbaren 
Handwerks hochhalten läßt. Das ist keine Romantik, sondern eine sehr 
nüchterne Betrachtung, die mit Erwägungen über notwendige Rationalisie­
rung nicht hinreichend beantwortet ist. Lehrlingsheime sind dafür nur ein 
manchmal notwendiger, aber doch nur sehr kümmerlicher Ersatz. 
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• Nachdem von einigen der auflösenden Momente gesprocben ist, kann ich 
etwas sagen von den f a l s c h e n F l u c h t w e g e n , zu denen diese Auf­
lösung geführt hat. 

Die Zerschlagung des abgegrenzten, ausgefüllten und gesicherten persön­
lichen, Lebensbereichs hat dazu geführt, daß die damit verbundene V e r -
m a s s u n g von vielen Menschen gar nicht mehr als Not empfunden, son­
dern geradezu zum Prinzip der Zeit wurde. Es hat etwas Erschredcendes, 
daß die Menschen sehr leicht bereit sind, die ihnen aufgezwungenen Lebens­
formen zur Kenntnis zu nehmen und geradezu als das von ihnen Gewollte 
und für sie Nützliche zu empfinden. Diese Erfahrung kann man in der Ge­
schichte und heute bei jeder Staatsform — auch der brutalsten — machen, 
ujid sie gilt insbesondere für dde Wandlungen im soziologischen Bereich.' 
Wenn es schon keinen R a u m f ü r d e n e i n z e l n e n geben soll, dann.• 
wird die Masse mit ihren Möglichkeiten zum Lebensraum. Es ist müßig, 
darüber nachzudenken, ob die notwendigen technischen Voraussetzungen 
für diese Massenexistenz deswegen erfunden wurden, weil die' soziolo­
gischen eingetreten waren oder umgekehrt. Jedenfalls sind diese Möglich­
keiten heute vorhanden. Wir brauchen sie nur aufzuzählen, um ihre Be­
deutung zu erkennen:, Film, Rundfunk, Fernsehen, illustrierte Zeitungen,, 
Bildzeitungeh, Boulevardblätter, pocket books und so weiter; Damit nun 
niemand in diesem Augenblick den Bleistift züdct und notiert, es würde 
Staats- oder Volkszensur gefordert und die Freiheit sei in Gefahr, erkläre 
ich hier ausdrücklich, daß es mir hier lediglich um die Feststellung eines 
Tatbestandes geht. Zum Thema \ „Freiheit" habe ich nachher noch einiges 
zu sagen! • . 

Es ist gar kein Zweifel, daß fast alle hier genannten M ö g l i c h k e i t e'ii 
' d e s A n s p r e c h e n s der Menschen auf-Massenwirkung abgestellt sind'. 
Sie gehören schon so zum Weltbiid, daß sie bewußt zum Teil gar nicht mehr 
aufgenommen werden. Mir ist die Erzählung des Kultursenators einer deut­
schen Hansestadt am bezeichnendsten gewesen, der in eine Nissenhütte 
kommt, um einem dort wohnenden Jungen eine Auszeichnung zu über­
reichen: nicht das Bundesverdienstkreuz; es war eine Armbanduhr. Das 
Radio wimmerte ununterbrochen. Als er fragt:, „Können Sie das Radio nicht 
abstellen?" erhält er von der Mutter zur Antwort: „Stört Sie das? Idi höre 
das schon gar nicht mehr." Man vergleiche diese Einstellung mit dem, was 
Lessing und Schiller einst über das Theater zu sagen wußten, und der Auf­
geschlossenheit zur Aufnahme und Verarbeitung, die unsere Väter noch 
mitbrachten, wenn sie in das Theater gingen. Es mag füglich bezwe,ifelt 
werden, ob alle, die diese Instrumente handhaben, das Verantwortlichkeits­
gefühl besitzen, sich ihrer Auswirkungen stets bewußt zu sein. (Beifäil.) 

Hier gilt insbesondere das Wort, das Karl Jaspers schon vor mehr als 
zwanzig Jahren im Blick auf die Massenordnung gesagt hat: „Nichts ist 
fern, geheim, ,wunderbar." Und man könnte hinzufügen: N i c h t s i s t 
m e h r , p r i v a t ! Wir können diese Massenbeeinflussungsmittel nicht be­
seitigen,-aber wir können erwarten, daß Menschen, die an der Gestaltung , 
solcher Mittel beteiligt sind, sich darüber klar sind, daß sie positiv oder 
negativ an einem Prozeß beteiligt sind,- der unerhörte zers.törerische Wir­
kungen haben kann. Die Masse hat die Bereitschaft zu rezipieren, ohne 
eigene gedankliche Arbeit zu leisten. Dazu kommt der offenbar unaus­
rottbare Glaube der Deutschen, daß das, was gedruckt ist, wahr sein 
müsse, obwohl die Erfahrungen, die wir gemacht haben, eigentlich das 
Gegenteil hätten bewirken müssen. Man müßte eigentlich hoffen dürfen, 
daß ein Appell an diese Verantwortung alle, die es angeht, zu einer größe­
ren Wachsamkeit ermuntern sollte. 

Auf der Tagung des, Deutschen Zeitungsverlegervereins in Wiesbaden 
vor wenigen Wochen hat Professor D o v i f a t beherzigenswerte Mahnun­
gen zum Thema Zeitschriften ausgesprochen. Im Blick auf die geistige! 
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struktur unseres Volkes kann man das nur unterstreichen. Was sich illu­
strierte Zeitungen leisten, verfolgen wir dann und wann. Es war mir in­
teressant, daß vor wenigen Tagen im Aufsatz eines Arztes in der „Frank­
furter Allgemeinen" zu diesem Thema unter der Überschrift „Giftmischer 
am Werk" der Satz vorkam: „Wohl stünde es dem Arzte an und wäre 
schön, könnte er angesichts des allwöchentlidien Giftgebräues aus Drucker­
schwärze, sei es nun „enthüllender", sei es pseudobelehrender Art, gleich­
mütig die Schultern zucken — dodi die Millionen Leser sind auch Millionen 
Patienten. Die Giftmischer wissen das. Wissen es "auch die Ärzte? Dann 
müßten sie sich endlidi wehren!" (Beifall.) 

Da das in einer Zeitung gedrudct wurde, darf idi es hier wohl auch 
zitieren, ohne in den Verdacht zu kommen, einer der „Dunkelmänner" zu 
sein, mit denen man heute das Volk gern unterhält. Im Blick auf die 
geistige Situation unseres Volkes sind wir alle Ärzte und gerufen, uns' 
darum Sorge zu machen, wie den zerstörerischen Wirkungen dieser Ver­
massung begegnet werden kann. Es ist allerdings meine Meinung, daß wir 
mit Z e n s ü r b e s t i m m u n g e n , abgesehen von den begrenzten Fällen, 
wo es um den Schutz der Jugend geht, hier nicht weiterkommen. Wenn 
es möglich ist, im industriellen Prozeß den Wirkungen der Vermassung 
auf dem Gebiet der Gestaltung der Arbeit entgegenzutreten, warum soll 
das bei diesen Instrumenten, die die Freizeit ausfüllen, nicht auch möglich 
sein, wenn sich verantwortungsbewußte Leute finden, denen es nicht nur 
um das Geschäft geht. Es ist das zuerst immer wieder eine Frage an uns, 
an unsere produktiven Kräfte, unsere Fähigkeiten, ob wir imstande sind, 
nun nicht gerade die Produkte des „Giftgebräues aus Druckerschwärze" zu 
übertreffen, aber etwas zu sdiaffen, was mindestens nicht sofort wegen 
der aufdringlichen Tendenz oder der tödlichen Langeweile beiseite gelegt 
wird. (Beifall.) 

Von einer Folge dieser Zusammenballung der Massen bei der Arbeit und 
in "der Freizeit sei noch gesprochen, von der Funktion des N e i d e s . Vor 
hundert Jahren hat Bismarcic schon einmal geschrieben: Wenn ein Eng­
länder jemand reiten sehe, dann freue er sich am Pferd und daran, daß 
der andere reiten könne. Ein Deutscher fragt sofort, warum habe ich kein 
Pferd? Ich fürchte, daß das bis heute nicht anders geworden ist'.und daß 
diese Einstellung durch das enge Zusammenrücken der Massen nur noch 
gefährlicher geworden ist. Es wäre nützlich, wenn der Funktion des Neides 
in der gesamten wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der letzten 
hundert Jahre einmal nachgegangen würde. 

Niemand wird leugnen können, daß die Werbekraft sozialpolitischer und 
wirtschaftlicher Theorien bis heute durch den Hinweis auf den, dem es 
besser geht, verstärkt worden ist, auch dort, wo legitinae Gründe für dieses 
Bessergehen vor aller Augen sind. Das heißt nicht, daß die B e w e g u n ­
g e n d e s v e r g a n g e n e n J a h r h u n d e r t s , die sich die Besser­
stellung der arbeitenden Klassen in ihren Lohn-, Lebens- und Arbeits­
bedingungen zum Ziel gesetzt haben, nicht begründete und notwendige 
Ansatzpunkte hatten. Auch wenn man der Vernunft der Arbeitgeber und 
der fortschreitenden wirtschaftlichen Entwicklung alles Mögliche zutraut, 
wird niemand bestreiten, daß die erreichten Erfolge auf diesem Gebiet 
ein wesentlicher Ertrag dieser Bewegungen sind, die so weit gehen, daß man 
an diesem 1. Mai die Forderung nach der 40-Stunden-Woche aufstellen 
konnte, ohne daß irgend jemand das als völlig illusorisch bezeichnete. 
Was uns im Blick auf die geistige Struktur aber beschäftigt, ist die Frgge 
nach der Funktion der Masse in diesem Prozeß. Die konsequent verstan­
dene Lehre des Marxismus des vorigen Jahrhunderts ist die der Erringung 
der Herrschaft für die arbeitenden Massen im Wege des Klassenkampfes 
und der Enteignung der Enteigner. Ernsthaft wünscht das bei uns im 
Westen niemand mehr zu behaupten, auch wenn der Mangel einer klaren 
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anderen Konzeption immer wieder Reminiszenzen aufklingen läßt. D i e ­
s e s h i n t e r u n s l i e g e n d e J a h r h u n d e r t h a t e s f e r t i g g e ­
b r a c h t , d e n G e d a n k e n d e s K l a s s e n k a m p f e s a l s d e s I n ­
s t r u m e n t e s d e r B e s s e r s t e l l u n g d e r M a s s e n a d a b s u r -
d u in z u f ü h r e n. 

Es wäre sehr falsch, aus dieser Feststellung schließen zu wollen, daß ja 
damit die Gegner des Marxismus in einem Jalirlnmdort gercditfert igt 
seien und fortan alles beim allen bleiben könne. Der Marxismus hat seine 
Theorie auf die Masse gestellt, und wo sie nicht da war, hat er sie poli­
tisch und weltanschaulich geschaffen. Diese Masse hat ihre Ziele weit­
gebend auf andere Weise erreicht, aber sie ist infolge des Beharrungs-

lliindestagspräsident D. Dr. H. Ehlers im Gespradi mit MiiUslcr fiirnw 

Vermögens noch weithin Masse, wenn auch z. T. nur fiktiv. Hier liegt die 
ungciioure Verantwortung unserer Wir tsdia l ts - und Sozialpolitik, den Auf­
lösungsprozeß der Masse fortsdireiten zu lassen. 

Das ist übrigens keine parteipolitische Forderung. Wo die sich wieder 
zu Individuali täten umbildende Masse — die man früher das Proletariat 
nannte — sicti politisdi einordnet und weldien Parolen sie dabei folgt, 
mag dahingestell t bleiben. H i e r g e h t e s d a r u m , L e b e n s f o r m e n 
z u s c h a f f e n , i n d e n e n d i e v o n i n n e n u n d a u ß e n z e r s t ö r ­
t e n G r u n d l a g e n d e r O r d n u n g w i e d e r w a c h s e n k ö n n e n . 
Niemand wird leugnen wollen, daß die Versuchung dieser Zeit zur Mas­
senbildung nicht geringer ist, wenn auch auf anderen Sektoren, als vor 
hundert Jahren beim 13eginn der industriellen Entwicklung. Aber unsere 
Aulgabe ist es, dem falschen Nachgeben luid dem Idealisieren des Zu-
standes der Masse ein Ende zu machen und wieder Menschen werden zu 
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lassen, die ihres eigenen Wer tes und ihrer eigenen Freiheit gewiß sind. 
Das ist keine Aufgabe von Beschwörungen, sondern prakl isdi politischer 
Maßnalimen auf allen dazu geeigneten Gebieten. 

Idi habe noch von einem anderen Fluchtweg zu spredien, der mindestens 
ebenso gefährlich ist wie der der Fludit in die Masse, das ist der W e g 
d e r f a l s c h e n F r e i h e i t . Kein Wort ist fiir den Mensdien überhaupt , 
besonders aber für den Menschen unserer Tage, so verführerisdi wie das 
Wor t „Freiheit". In ihm ist alle Sehnsucht des Menschen beschlossen, mit 
diesem Wor t hat man Revolution gemacht; Freiheit garantier t man in Ver­
fassungen und Ver t rägen. Leider übersieht man dabei, daß das gleiche 
Wor t nicht immer dasselbe beinhaltet . 

Der von der industriellen Entwicklung, von der Zusammenballung der 
Mensdien, vom Steigen der technischen Möglichkeiten bedrohte Mensch 
empfand naturgemäß den immer enger werdenden Raum seines persön­
lichen Ich bedrängt. Wir haben von den Auswirkungen sdion gesprochen. 
In diese zunehmende Beengung wurde die Parole der Freiheit geworfen. 
Da war das Fanal, das der immer eingeschlossene Mensch ersehnt hatte. 
Die Freiheit des Geistes, die Freiheit der Forschung, die Freiheit der Kunst, 
die Freiheit der Meinungsäußerung, die Versammlungsfreiheit , alles das 
waren Postulale, die begeister te Gefolgschaft fanden. Wer wollte leugnen, 
daß das alles l e g i t i m e F o r d e r u n g e n sind, die kaum einer Be­
gründung bedürfen. Hier war endlich der Weg gewiesen, auf dem der 
Mensch sich seinen eigenen Raum gegen alle ihn bedrängenden Mächte 
erhalten konnte . Die Parole der Freiheit, die in diese Welt geworfen 
wurde, hat eine vielfältige Geschichte. Sie ist so all wie die Geschichte 
der Menschheit überhaupt . Aber ihren best immten Charakter hat diese 
Freiheit, wie man sie propagierte, in den letzten zweihundert Jahren er­
halten. 

Es gibt hier ein merkwürdiges Z u s a m m e n w i r k e n z w e i e r 
K r ä f t e . Im staallichen Bereich haben die aniorikanischt^n N e u e n g -
l a n d s t a a t e n den Freiheitsbegriff formuliert. Man spürt ihm an, daß er 
aus der kalvinistischen Tradition kommt, die ohne wei tc ies bereit tst, die 
Nid i twahrung der Bürgerrechte auf Freiheit und Selbstverantwortung als 
Hodiver ra t gegen Gott anzusehen. Der andere Strom, der in dieses Bett der 
Freiheit geflossen ist, in Europa der best immendere, ist die F r a n z ö ­
s i s c h e R e v o l u t i o n . Von hier stammt der aus der Autonomie des 
Menschen entwickelte Begriff der Freiheit: „Der Mensch ist das Maß aller 
Dinge." Dieser Satz stammt von dem griechischen Sophisten Protagoras und 
ist damit 2400 .lahre alt. Da er in der letzten Zeil in der Auseinandersetzung 
über aktuelle Fragen zitiert wurde, muß ich dazu eine Anmerkung machen. 
Wir würden seine Schriften zwar weder auf dem Marktplatz von Athen noch 
auf dem Münsterplatz von Bonn verbrennen — was müßte dann vorher noch 
alles in Flammen aufgehen —, aber P r o t a g o r a s ist nidi t unser Mann. 
Das Wort des Protagoras lautet vollständig: „Der Mensch ist das Maß aller 
Dinge, der seienden, daß sie sind, der nichtseienden, daß sie nicht sind.* 
Das bedeutet , wenn man etwas genauer zusieht, jeder Mensch ist das Maß 
aller Dinge, und es gibt keine objektive Wahrhei t , wenn die Menschen 
verschiedener Meinung sind. 

Das Ganze ist also eine skeptische Doktrin, und sie wird sehr deutlich, 
wenn man die Wor te des Protagoras über die G ö t t e r liest: „über die 
Götter weiß idi nidils zu sagen, weder daß sie existieren noch daß sie nicht 
existieren, denn vieles behindert unsere Erkenntnis, die Dunkelheil des 
Gegenstandes und die Kürze des menschlidicn Lebens." Nein, P r o t a ­
g o r a s i s t n i c h t u n s e r M a n n , auch wenn es noch Nadifahren von 
ihm gibt! Der so vers tandene Mensch normiert alles auf dieser Welt . W a s 
ihm recht ist und gefällt, kann er tun. Er braucht sich keiner Bindung zu 
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unterwerfen, es sei denn der, die die Menschen gemeinsam aufstellen, um 
ihr Zusammenleben noch möglich zu machen. Aber dieser dem Staat ver­
bliebene Raum soll so eng wie möglicii sein, da er die Menschen möglichst 
wenig im Genuß ihrer Freiheit beschränken soll. 

Das Wesentliche ist aber, daß es vom Geist der Französisdien Revolution 
her keine Begrenzung dieser Freiheit durch eine über dem Menschen 
stehende absolute Größe gibt. G o t t h a t i n d i e s e m W e l t b i l d 
k e i n e F u n k t i o n . Hier ist die Grenze gefallen, die die Menschheit in 
irgendeiner Form vor dem Chaos bewahrt hat. Geblieben ist der autonome 
Mensdi, der keine Bindungen mehr anerkennt. Niemand sage, das sei eine 
falsche Darstellung. Epochen der geistigen Gesdiichte der Menschheit gehen 
ineinander über, sie folgen nicht abrupt aufeinander. So hat in den andert­
halb Jahrhunderten seit dem Sturm auf die Bastille der damals aufge­
brochene Freiheilsbegriff gegolten, untermischt und begrenzt durch die fort­
wirkenden Kräfte, die seiner Maßlosigkeit eine Grenze setzten. Erst in 
letzten Auswirkungen und Erschütterungen ist es zur krassen Darstellung 
dessen gekommen, wohin diese b e d i n g u n g s l o s e F r e i h e i t führte. Der 
H i t l e r s t a a t i s t e b e n s o w i e d e r K o m m u n i s m u s e i n l e g i ­
t i m e s K i n d d e r F r a n z ö s i s c h e n R e v o l u t i o n , so s e h r a u c h 
d a s P a t h o s d e r F r e i h e i t g e g e n d i e s e E r k e n n t n i s s t e h e n 
m a g . (Starker Beifall.) 

Weil das so ist, sind wir gegen die Anrufung der Freiheit heute so 
skeptisch. Wenn heute gegen irgendein Erzeugnis der Presse oder des Films 
protestiert wird, dann ertönt sofort der Ruf nadi der Freiheit, und sie wird 
gegen Versudie der Zensur angerufen. Dazu muß dodi ein Wort gesagt 
werden. D i e F r e i h e i t d e r P r e s s e u n d d e r M e i n u n g s ä u ß e ­
r u n g i s t V e r f a s s u n g s g e m ä ß g a r a n t i e r t , u n d n i e m a n d 
w ü n s c h t — um d e s S t a a t e s u n d n i c h t n u r u m d e r P r e s s e 
w i l l e n — d i e s e n Z u s t a n d e i n z u s c h r ä n k e n o d e r z u 
ä n d e r n . W e n n d a s a b e r s o v e r s t a n d e n w i r d , d a ß e s e t w a 
d e m P o l i t i k e r v e r w e h r t w i r d , e i n e u n t e r d e m S c h u t z 
d i e s e r F r e i h e i t a u s g e s p r o c h e n e K r i t i k f ü r f a l s c h z u 
h a l t e n u n d s i e a n z u g r e i f e n u n d m a n i h m d a n n u n t e r ­
s t e l l t , e r w o l l e d i e K r i t i k b e s c h n e i d e n , d a n n m u ß d e u t ­
l i c h E i n s p r u c h e r h o b e n w e r d e n . (Beifall.) 

Jeder, der kritisiert wird, hat die Pflidit, diese Kritik zu hören; wer es 
n i c h t , d a ß e r r e c h t h a t . Kritik hat nur dann ein Recht, wenn sie mit 
auch das Recht haben, eine Kritik für falsch, unbereditigt oder gefährlich 
zu halten und das öffentlich auszusprechen. Jeder Politiker muß sich gefallen 
lassen, für einen schlechten oder fehlerhaften Politiker gehalten zu werden; 
er muß aber auch der Meinung Ausdruck geben können, daß ein Kritiker 
den an sein Fadi zu stellenden sachlichen Anforderungen nidit genügt. Ein 
Theaterkritiker muß zwar kein Theaterstüdc schreiben können, er muß aber 
vom Theater und von der Literatur etwas verstehen. Dasselbe muß' im 
politischen Bereich gelten. Und wer das nidit hören mag, soll sich nicht auf 
die Freiheit der Presse berufen. D a ß j e m a n d z u l e t z t D r u c k e r ­
s c h w ä r z e u n d e i n M i k r o f o n z u r V e r f ü g u n g h a t , b e w e i s t 
n i c h t , d a ß e r r e c h t h a t . Kritik hat nur dann ein Recht, wenn sie mit 
gleichen Maßen gemessen werden kann. 

Uns geht es wirklich um die Freiheit, aber um eine Freiheit, die weiß, daß 
sie nur in einem echten Gegenüber zwischen der Freiheit des Handelns und 
Denkens und der inneren Bindung, die sie bestimmt, bestehen kann. Es mag 
andere Begründungen für sie geben. Wir wollen aber mit Deutlichkeit 
aussprechen, daß wir dieses Gegenüber nur in einer l e t z t e n V e r a n t ­
w o r t u n g seheii können, und daß wir das Wort des 2. Korintherbriefes 
„ W o a b e r d e r G e i s t d e s H e r r n i s t , d a i s t F r e i h e i t " sehr 
ernst nehmen. (Beifall.) 
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Nun lassen Sie mich als letztes etwas von den h a l t e n d e n K r ä f t e n 
sagen. In den Krisen- und Auflösungserscheinungen der Zeit geht es uns um 
die haltenden Kräfte. 

Da wir hier besonders unter politischem Vorzeidien reden, ist in erster 
Linie die Wiedergewinnung einer rechten E i n s t e l l u n g z u m S t a a t zu 
nennen. Sie ist uns in den letzten anderthalb Jahrhunderten verloren­
gegangen. Daran haben viele Momente mitgewirkt. Es ist nutzlos, sie jetzt 
umfangreich darzulegen. Ein klassenkämpferisdier Marxismus, der an die 
Stelle des Staates die Gesellschaft setzen wollte, eine den Mensdien in den 
Mittelpunkt rückende Weltanschauung, die den Staat auf einen möglichst 
engen Raum beschränken wollte, eine Abwendung von der Welt unter 
verinnerlicht-diristlidiem Vorzeichen, die den Staat als ein Ding dieser Welt 
nicht ernst nahm, eine politisdie Ideologie, die den Staat zum Mittel der 
Durchsetzung ihrer Ziele machte unter der Parole „Die Partei ist der Staat', 
und der Staat selbst, der in vielerlei Formen alles nur Mögliche getan hat, 
um sidi um seinen Kredit zu bringen, haben dabei zusammengewirkt. 

Niemand kann leugnen, daß heute alles unter der Zielsetzung steht: 
möglichst wenig Staat! Und man darf weiter feststellen, daß es genug 
politische Kräfte gibt, die sidi nur insofern für den Staat interessieren, als. 
er ihnen die Möglichkeit gibt, ihre politischen oder sonstigen Zielsetzungen 
durchzusetzen oder Personalpolitik zu betreiben. 

Die Reaktion auf das „zuviel Staat" von gestern in dem „ m ö g l i c h s t 
w e n i g S t a a t " von heute ist nur zu verständlich, und sie ist sidier audi 
weithin gerechtfertigt. Ich habe bereits einmal darauf hingewiesen, daß die-
politisch-weltansdiaulichen Zeitabschnitte nicht übergangslos aufeinander­
folgen. Wenn erst einmal der Staat und seine Funktionäre sich daran 
gewöhnt haben, daß sie alles zu tun haben, ist es sdiwer, der ständig wach­
senden Ausdehnung des staatlichen Handelns und des staatlichen Apparates, 
entgegenzuwirken. Diese Ersdieinung gibt es, auch wenn das ein sdhwadier 
Trost sein mag, ja in anderen Ländern nodi mehr als bei uns. 

W i r s o l l t e n u n s e i n e n A u g e n b l i c k a u c h d a r ü b e r G e ­
d a n k e n m a c h e n , d a ß d i e s e l b e n L e u t e , d i e h e u t e n a c h 
d e r V e r m i n d e r u n g d e s S t a a t s a p p a r a t s r u f e n , g l e i c h -
z e i t i g u n u n t e r b r o c h e n n e u e F o r d e r u n g e n a n d e n S t a a t 
s t e l l e n und ihm Aufgabengebiete zuschieben, die ohne ihn und außer­
halb seines Bereichs ebensogut oder besser gelöst werden können. (Beifall.)' 
Der überall beklagte Weg zum W o h l f a h r t s s t a a t wird nicht nur vom 
Staat selbst gefördert, sondern von denen, die dem Staat jede nur denk­
bare Forderung stellen mit dem Ziel, daß der Staat den Bürger von jedem-
möglidien Risiko entbinde. W e r v o m S t a a t a l l e s f o r d e r t , k a n n 
s i c h n i c h t w u n d e r n , w e n n d e r S t a a t a l l e s n i m m t . 

Aber alle diese Fehlentwicklungen dürfen nicht darüber hinwegtäuschen,, 
daß es eine der größten Aufgaben unserer Zeit ist, eine andere und ver-
pfliditendere Einstellung zum Staat wiederzugewinnen. Weder der Staat als 
Nachtwächter, noch der Popanz Staat, noch der Staat als Wohlfahrtsträger 
wird dem gerecht, was der Staat auch bei uns um der Mensdien willen 
bedeuten muß. Ob man diesen Staat nun mit der lutherisdien Lehre von den 
zwei Reichen oder vom Naturrecht her begründet, immer steht eines fest, 
dieser S t a a t h a t v o n G o t t h e r s e i n e W ü r d e . Er hat zwar nicht 
die Aufgabe, schon jetzt und hier das Reidi Gottes oder einen Vorschuß 
darauf darzustellen. Es ist eine Notordnimg, die die Aufgabe hat, die Men­
schen in ihm zu erhalten. Dazu hat er Macht und das Recht, sie auszuüben,, 
dazu muß er Gehorsam fordern und strafen können. Dieser Staat steht in 
der großen Spannung, die vor zwanzig Jahren auf der 1. Bekenntnissynode-
der Evangelischen Kirche in Deutschland in der harten Auseinandersetzung 
mit dem den wirklichen Staat verfälschenden Totalitarismus Hitlers sichtbar 
wurde. Ich zitiere die beiden Sät̂ ze der 5. These der T h e o l o g i s c h e n . 
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E r k l ä r u n g dieser Bekennlnissynode: „Wir verwerfen die faisdie Lehre, 
als solle und könne der Staat über seinen besonderen Auftrag hinaus die 
einzige und totale Ordnung menschlichen Lebens werden und also auch die 
Bestimmung der Kirche erfüllen. Wir verwerfen die falsche Lehre, als solle 
und könne sich die Kirdie über ihren besonderen Auftrag hinaus staatliche 
Art, staatliche Aufgaben und staatliche Würde aneignen und damit selbst 
zu einem Organ des Staates werden." In dieser Spannung, sagte ich, müssen 
wir audi heute unsere Einstellung zum Staat als hilfreiche Stütze unseres 
Seins in dieser Welt finden. A u f j e d e n F a l l i s t s i c h e r , d a ß 
d i e B a g a t e l l i s i e r u n g d e s S t a a t e s k e i n e f ü r u n s m ö g ­
l i c h e H a l t u n g i s t , e b e n s o w e n i g w i e d i e I d e o l o g i s i e -
r u n g d e s S t a a t e s . 

Mit den zitierten Sätzen ist aber auch Entscheidendes gesagt zur heute 
so oft gehörten Frage der K 1 e r i k a 1 i s i e r u n g. Soweit sie nur eine 
Wahlkampfparole darstellt, haben wir uns mit diesem Thema überhaupt 
nicht auseinanderzusetzen. (Beifall.) Soweit echte Sorgen und Fragen hinter 
dieser Frage sichtbar werden, und sie werden da und dort sichtbar, können 
wir nur sagen: Wir sind politische Partei und nicht Kirdie. Wir wünschen 
die Abstände zwischen! der politischen Partei und der Kirche nicht zu ver­
wischen. (Beifall.) D i e C D U i s t n i c h t d i e K i r c h e , u n d d i e 
K i r c h e i s t n i c h t d i e C D U . (Beifall.) 

Gerade in der Spannung, von der ida gesprochen habe, wird sichtbar, wo 
die G r e n z e n liegen, die beide, Staat und Kirche, um ihres Auftrages 
willen und damit im eigenen Interesse beachten müssen. Wir haben erlebt, 
wohin der Staat kommt, wenn er glaubt, mit einer völkischen Religion die 
Funktion der Kirdie mit übernehmen zu köruien. Es gibt Beispiele in der 
Geschichte dafür, wohin die Kirche kommt, wenn sie die Aufgaben des 
Staates mit zu übernehmen sich anschickt. 

Niemand wird bestreiten, daß es Grenzfälle, daß es auch kirdilidien oder 
politischen Übereifer gibt. Vor ihnen zu warnen, ist unsere Aufgabel Wir 
möchten aber deutlidi aussprechen, daß die Gefahren, die durch soldien 
Übereifer und durch gelegentliches Vergessen der Grenzen zwischen Kirche 
und Staat entstanden sind und entstehen mögen, wesentlich geringer sind 
als die Sdiäden, da dadurch eingetreten sind, daß ein angeblich aufgeklärtes 
Zeitalter weder mit der Kirche noch mit dem Staat etwas anderes an­
zufangen wußte, als sie zum Tummelplatz seiner Freihaitsideologien zu 
machen. (Beifall.) Dadurch sind Kirche und Staat ausgehöhlt und ernstlich 
gefährdet worden und werden es noch heute. Durdi den Ruf: Haltet den 
Dieb! werden wir uns nicht dazu bringen lassen, unsere Aufmerksamkeit 
von den wirklichen Gefahren für den Staat, Volk und Kirche abzuwenden. 
Wir entnehmen unsere Vorstellungen über den Staat aus dem Wort Gottes 
und erben sie nidit von Jean Jacques Rousseau. (Beifall.) Und aus der 
Schrift lernen wir, um noch einmal kurz die Barmer Synode zu zitieren: 
„daß der Staat nach göttlicher Anordnung die Aufgabe hat, in der noch 
nicht erlösten Welt, in der audi die Kirche steht, nach dem Maß mensch­
licher Einsicht und menschlichen Vermögens unter Androhung und Aus­
übung von Gewalt für Recht und Frieden zu sorgen. Die Kirche erkennt in 
Dank und Ehrfurcht gegen Gott die Wohltat dieser seiner Anordnung an. 
Sie erinnert an Gottes Reich, an Gottes Gebot und Gerechtigkeit und damit 
an die Verantwortung der Regierenden und Regierten." 

Auch wenn das überrasdien mag, nenne idi als weitere haltende Kraft 
das P r i n z i p d e r D e m o k r a t i e . Es hat sidi zwar in Deutschland ein­
gebürgert, daß jeder, dem irgendetwas im Staat nicht paßt, sagt, das sei 
eben die Demokratie. Nach den Erfahrungen mit dem Mißbrauch des Wortes 
Demokratie in aller Welt sind wir davor bewahrt, sie leichtfertig zu glori­
fizieren. Wir glauben auch nidit an die Automatik der Demokratie, die 
Jaspers 1932 noch glaubte so schildern zu können: „Die politisdie Struktur 
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dieses Leistungsapparates — in der Massenwirtschaft — wird notwendig 
Demokratie in irgendeiner Gestalt. Niemand mehr vermag ohne Duldung 
durch die Masse das, was sie tun soll, nach einem erdaditen Plan gewalt­
sam zu bestimmen." Wir haben inzwischen gelernt, daß das doch möglidi 
ist, gestern und heuteI Aber gerade weil wir das erlebt haben, sind wir 
genötigt, die Demokratie ernst zu nehmen als die Regierung des Volkes 
durch das Volk für das Volk, um auch hier eine amerikanische Formulierung 
aufzunehmen. 

Wir sind weit davon entfernt, die Demokratie zu idealisieren, sie ist viel­
leicht wirklich nur die am w e n i g s t e n s c h l e c h t e S t a a t s f o r m . 
Wir sind uns ihrer Gefahren und Mängel durchaus bewußt. Das, was Walter 
Dirks in seinem Aufsatz über die „Klerikalen" und die „Liberalen", wie 
ich meine fälschlicherweise, dem Klerikalismus als eine „der giftigsten 
Früchte" vorwirft, die Moralisieriing des politischen Kampfes, kann sehr 
leicht zum Kennzeichen der Demokratie werden. Wenn wir es nicht schon ge­
wußt hätten, würde es uns Kennan aus seiner diplomatischen Erfahrung 
im Blick auf die erste Hälfte dieses Jahrhunderts bestätigt haben, wenn er 
von der Gefahr des Moralismus in der Demokratie spricht und darauf hin­
weist, daß die Demokratie im Zorn auch bis zum unerwünschten Ende 
kämpfe. Und die amerikanische Diplomatie steht wohl am wenigsten in der 
Gefahr des Klerikalismus, denn Puritanismus ist doch wohl etwas anderes. 
Wir wissen auch, welche Möglidikeiten es gibt, durch das, was Werner 
Weber unermüdlich den Pluralismus oligarchisdrer Herrschaftsformen nennt, 
die Demokratie von innen her in Besitz zu nehmen oder sie von außen her 
durch die Produktion eines scheinbaren Volkswillens zu entmachten. Das 
alles wissen wir, und dennoch sind WIT gehalten, uns d a r ü b e r k l a r zu 
s e i n , d a ß e s n u r d i e E n t s c h e i d u n g z w i s c h e n e i n e r 
f u n k t i o n i e r e n d e n D e m o k r a t i e u n d e i n e m n e u e n T o t a -
l i t a r i s m u s f ü r u n s g i b t . Unsere Entscheidung bei dieser Alter­
native ist klar. Diese Entscheidung stellt an uns als politisdie Partei die 
höchsten Ansprüche, nicht nur an irgendein Führungsgremium oder an 
Funktionäre, sondern an alle, die ein Amt oder Mandat haben, und an 
alle irgendwo im Lande, die sich bereitfinden, die politische Verantwortung 
von unten her mitzutragen. Es geht um das Durchstoßen der g e f ä h r ­
l i c h e n A b s t i n e n z im politischen und parteipolitischen Leben, es geht 
um die Vertreibung der Angst, sich politisch festzulegen. Niemand soll 
meinen, daß er durch diese Abstinenz in einem neuen totalitären System 
sich einen besseren Fragebogen sichern könnte. (Beifall.) Es geht um das 
echte Gespräch insbesondere mit der jungen Generalion. Es geht um das 
Sichtbarmachen dessen, was wir wissen, daß Vaterlandsliebe und das Ge­
fühl für nationale Würde nicht niit Nationallsmus und Fanatismus gleich­
zusetzen sind. (Beifall.) 

Es geht um die Ablehnung der politischen und nationalen Phrase und die 
Herausstellung des Möglichen und Vertretbaren. Es geht insbesondere aber 
darum, daß jeder, der ein Mandat hat, dieses Mandat wahrnimmt als ein 
seiner Verantwortung und seiruem Gewissen Unterworfener. Ich zitiere 
Hans Adolf Dombois aus seinem Aufsatz in der „Evangelischen Verant­
wortung": „Audi der Abgeordnete hat ein Amt und wird durch die Zu­
stimmung des Volkes nicht in der Entscheidung seines Gewissens gedeckt 
und entlastet. Weder der Staat noch das Volk sind souverän, wenn das 
heißt, daß der Mensch sich seinen letzten Lebenssinn selber setzt. Der 
Mensch verfügt nicht über seinen Lebenssinn, sondern dieser ist ihm gesetzt." 
Wir wissen, daß eine solche Demokratie, wie der Staat überhaupt, der 
g e w a c h s e n e n A u t o r i t ä t bedarf. Wir reden so viel von Inte­
gration und beschränken dieses Wort auf bestimmte Vorgänge europäischer 
Zielsetzung. Die Demokratie selbst lebt in ihrer inneren Gestaltung von 
solcher Integration. Sie darf nicht auf Formalisierung und Funktionalisierung 
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gestützt werden. Es geht um die Vermenschlidiung der Demokratie. Ohne 
selbstgefällig zu sein, wird man sagen dürfen, daß in' den vergangenen 
Jahren auf diesem Wege manches erreicht ist. 

Wie das etwa verfassungsmäßig zu sichern und zu gestalten wäre, braudit 
hier heute nidit erörtert zu werden. Es ist aber kennzeichnend, daß auch 
die Frage nach Form und Inhalt der Demokratie sidi letztlich nicht in Ver­
fassungsartikeln und Verfahrensformen entscheidet, sondern im menscli-
lidien Bereich. So verstehen wir die Verantwortung in der Demokratie, 
und so, meinen wir, dürfen wir unser Volk aufrufen, sich in ihr seinen 
politischen Lebensstil zu bilden, auch hier wieder in der Polarität zwischen 
dem durch den Stimmzettel immer erneut zum Ausdruck kommenden Wil­
len der Mehrheit des Volkes und der Verantwortung, die nicht vom 
Stimmzettel abgeleitet werden kann. 

Das letzte, was wir zu sagen haben, ist die B e s i n n u n g a u f d e n 
G l a u b e n a l s d e n M o t o r u n s e r e s p o l i t i s c h e n H a n d e l n s . 
Die geistige Struktur unserer Zeit wird dadurcii gekennzeidmet, daß der 
Fortschrittsglaube versunken ist, daß niemand mehr an die immer weiter­
gehende Entwicäclung des Mensdien zum Guten glaubt, daß der Glaube 
an die Autonomie des Menschen ins Wanken geraten ist, daß Naturwissen­
schaft und Theologie in ein ganz neues Gesprädi gekommen sind, das 
heißt also, daß der Aberglaube, der Mensdi habe im Jahre 1900 die Welt­
rätsel gelöst und damit Gott entthront, im Aussterben begriffen ist. (Bei­
fall.) Merkwürdigerweise hat sidr diese Erkenntnis in politisclien Kreisen 
bisher am wenigsten herumgesprochen. Und darum begegnet es immer noch 
großem Erstaunen, daß wir auf den Gedanken gekommen sind, diese Wand­
lung könne oder müsse auch etwas für das politisdie Leben bedeuten. 

Natürlich kann man das, was wir wollen, nicht mit dem primitiven Satz 
beschreiben, wir wollten vom Konfessionellen her das politische Leben 
ordnen. So einfach ist es nicht. Gott sei Dank! Aber wir stehen tatsächlicii 
vor der Frage, ob eine geistes-geschichtliche Entwicklung, die auf allen 
Gebieten des Lebens angehoben hat, ausgerechnet auf dem der Politik, wo 
es wie kaum bei einem anderen um den Gesamtbereich des mensdilichen 
Lebens geht, keine Spuren hinterlassen haben sollte. Wer meint, daß sich 
das darin auswirke, daß nun jede politische Entscheidung aus dem Glauben 
zu begründen sei, daß mit den Mitteln der Politik die Madjt der Kirdie 
gefördert werden solle oder daß man die Bibel als politisches Rezeptbuch 
benutzen könne, der hat die Frage, vor der wir, Deutschland, Europa und 
die Welt stehen, überhaupt noch nidit aufgenommen. Es ist zu langweilig, 
diese Debatte mit den überkommenen Kategorien zu führen. I c h s e h e 
d a r u m a u c h k e i n e V e r a n l a s s u n g , h i e r h e u t e S c h l a c h ­
t e n m i t d e m L i b e r a l i s m u s zu s c h l a g e n , d i e S c h l a c h t i s t 
g e s c h l a g e n . (Starker Beifall.) Es geht darum, ob die Geisteshaltung, 
die ein Jahrhundert bestimmt hat, daß Gott in Pension sei, daß Glaube und 
Kirche eine zusätzliche erbauliche Sache für die seien, die sich aus Tra­
dition oder Angst davon nicht trennen könnten, ob diese Haltung — sage 
ich — heute noch möglich ist. Möglich ist sie, das sehen wir jeden Tag, 
aber ob sie f ü r u n s m ö g l i c h ist? Für manchen unter uns sidier nodi; 
so schnell ändern sich die Geister nicht. (Heiterkeit.) Aber der Ansatz 
unseres politischen Weges ist bereits ein anderer. Es geht gar nicht um 
die Madit und den Einfluß der Kirdie, es geht ausschließlich darum, in 
welcher inneren. Bindung und Verantwortung wir Politik treiben. (Bei­
fall.) Es ist wirklich die F r a g e n a c h d e m c h r i s t l i c h e n P o l i ­
t i k e r . Ob das jeweils zu einer Politik führt, die man als „christlidi" be­
zeichnen könnte, ist dabei gar nicht entscheidend. Wir sind jedenfalls in 
einer entscheidenden Umkehr angetreten nach dem Prinzip, daß wir uns 
auch in unserem politischen Handeln daran zu erinnern, ja davon bestim­
men zu lassen haben, daß wir Christen sein möchten. Es hilft uns ja gar 
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nidit weiter, wenn man uns — audi von theologisdier Seite — immer 
wieder vorträgt, es gäbe keinen diristlicben Staat, keine diristliche Sdiule, 
keine diristlidie Partei. Wir haben jedenfalls erlebt, daß es e i n e n a n t i ­
c h r i s t l i c h e n S t a a t g i b t , daß es eine diristentumsfeindliche Schule 
gibt und daß es christentumsfeindliche Parteien gegeben hat. (Starker Bei­
fall.) Dann wollen wir mit unserer Politik jedenfalls erreichen, daß das 
Gegenteil davon sichtbar wird; wie man das nennen mag, soll uns gleich­
gültig sein. (Beifall.) 

Es ist unsere Meinung, daß die Heimkehr zum Wort Gottes, die — trotz 
allen Lärmens dagegen — die geistige Struktur unseres Volkes weithin 
bestimmt, auch in den Institutionen dieses Staates sichtbar werden kann 
und nidit mit Phrasen von gestern erschlagen wird. D i e P a r o l e d e r 
• F r e i h e i t i s t d a g e g e n k e i n e h i n r e i c h e n d e P a r o l e . Wir 
haben inzwischen erfahren, daß diö Meinung, Religion sei Privatsache, eine 
wesentlich gefährlichere ist als die Behauptung, Religion sei Opium fürs 
Volk. 

Ich kann nur das aufnehmen, was von der evangelischen Jugend einer 
norddeutsclien Stadt kürzlich gesagt worden ist: „Wir wehren uns da­
gegen, daß das Schlagwort der ,Kon!essionalislerung' lediglich gebraucht 
wird, um die Gedanken und Betätigungen der Christen auszuschalten und 
die eigene Ideologie, womöglich noch untei" der Bezeichnung .Neutralität' 
zum Zuge zu bringen." Ich könnte unser Wollen in dieser Frage nicht 
besser zum Ausdruck bringen. 

Wir sind weiterhin der Meinung, daß diese Heimkehr zur christlichen 
Verantwortung b e i d e n K o n f e s s i o n e n g e m e i n s a m befohlen ist. 
Wenn sie in dieser gerneinsamen Verantwortung zusammen handeln wol­
len, setzt das die g e g e n s e i t i g e A n e r k e n n u n g a l s C h r i s t e n 
voraus. Es bedarf dann einer sehr sorgsamen Haltung und Zurüdchaltung 
auf beiden Seilen, um nicht durdi Übereifer des Glaubens die andere Seite 
zurückzustoßen. Jeder muß sich darüber klar sein, daß negative Vorgänge 
in diesem Bereich weder der einen noch der anderen Seite nutzen, sondern 
nur denen, die ein halbes Jahrhundert hinter der Zeit zurückgeblieben sind. 
(Beifall.) 

Wir sehen die geistige Struktur unserer Zelt nicht mit dem Optimismus 
der Fortsdirlltsgläubigen, aber wir sehen sie dennodi hoffnungsvoll, weil 
wir meinen, Anzeichen tüx eine Heimkehr der auseinandergelaufenen 
Mensdiheit zu dem einen Fundament zu erkennen. Wir sind zwar weit 
davon entfernt zu jubeln, es sei eine Lust zu leben, aber wir möchten doch 
mit Conrad Ferdinand Meyer die Worte sprechen dUrfen, die er Ulrich von 
Hütten in den Mund legte: 
„Er iühlt der Zelten ungeheuren Bruch, und fest umklammert- er sein 
BIbelbudi." 

1» « Ä S U DU K M T .B « M: X TK N 

Ich darf in Ihrer aller Namen dem Herrn Bundestagspräsidenten Dr. Ehlers 
für seine Ausführungen herzlidi danken. (Sehr starker Beifall.) Es war nidit 
nur ein Genuß, ihn zu hören, sondern es wird für uns weiterhin lehrreich 
bleiben, seine Ausführungen nadiher sorgfältig zu lesen. 

Ich darf auch dem G ü r z e n i c h O r c h e s t e r , insbesondere seinem 
Leiter, Herrn Professor Wand, für seine Mitarbeit und seine Leistungen 
heute unseren besonderen Dank ausspredien. 

Mit einem herzlichen Dank an Sie alle erkläre ich die Eröffnungssitzung 
für geschlossen. Ich darf gleichzeitig 4le erste Plenarsitzung um 18 Uhr 
einberufen. 

Ende: 17.15 Uhr. 
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1. Plenarsitzung 
Die Sitzung wird um 18.10 Uhr durdi den Präsidenten Johnen eröffnet. 

P II A S» 1 1> E J« T J O 18 X K X 

Wir haben zunächst das R e d a k t i o n s l c o m i t e e zu wählen. Bundes-
par te ivors land und Bundesparteiausschul3 sdilagen Ihnen folgende Herren 
vor: Dr. Hede, Kiesinger, Lemraer, von Lojewski, Dr. Süsterhenn, 
Dr, Tillmanns und Dr. Wuermeling. Idi nehme an, da sich niemand ini dieses 
Komitee drängt, daß Sie einverstanden sind. 

Ferner ist noch zu wählen die M a n ' d a t s p r ü f u n g ' s k o m m i s s i o n . 
Vorgesdi lagen werden die Herren Dennhardt, Landesgesdiäftsführer von 
Sdileswig-HolStein, Dr. Barth, der erkrankt ist — an seiner Stelle wird 
Herr Dr. Fay, Hessen, vorgeschlagen. —, und Müllenbach von der Bundes­
geschäftsstelle. I-ch darf annehmen, daß Sie damit e inverstanden sind. 

Ich bitte die Stimmberechtigten, die zufällig hinten sitzen, sich nach vorn 
zu setzen. 

J* K A 8 I D> K X T J O i r !« K X 

weist auf die Notwendigkei t hin, trotz der Hitze im Saal auszuhalten, und 
erteilt das Wort zu einem 

BtcB'icht ilbei- A r b e i t d e r ßiBii<lc!>ita«;sfruktiooi 

» i t . V o X I» it K X T A X o 

Der Partei tag in Hamburg stand im Zeichen des bevors tehenden W a h 1 -
k a m p f e S'. So entspradi es auch der besonderen Aufgabe dieses Partei­
tages, daß \ch über die Arbeit der Frakt ion in der auslaufenden Legislatur­
periode Beridit erstat tete . Ich tat dies nidi t ohne auf die besonderen Auf­
gaben hinzuweisen, die nadi meiner Überzeugung dem neuen Bundestag 
gestellt waren. Aber ich wußte nicht, und niemand von uns wußte es damals, 
daß die Frakt ion der CDU/CSU im neuen Bundestag mehr als die Hälfte der 
Sitze einnehmen würde. 

Ich glaube, in die berechtigte Freude und in den berechtigten Stolz über 
das Wahlergebnis mischte sich bei uns allen nach jenem 6. September auch 
ein Gefühl der Sorge, einmal vor der Frage, ob Partei und Fraktion der 
V e r a n t w o r t u n g gerecht werden könnten, die dieses Wahlergebnis 
uns aufgebürdet hat. Nodi ist es zu früh, heute auf diese Frage eine auch 
nur vorläufige Antwort zu geben. Es sind ja erst wenige Monate her, seit 
der Bundestag seine Arbei ten aufgenommen hat, und die Bewährungsprobe 
werden wir erst in den kommenden Jahren ablegen können. 

Trotzdem glaube ich, objektiv und nüchtern sagen zu können, daß die 
g r Q ß e F r a k t i o n in den vergangenen Monaten die Erwartungen erfüllt 
hat, die man an sie stelleii durfte, und daß insbesondere auch zwisdien den 
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Erstgeborenen und den Nachkömmlingen ein gutes menschlidies und sach­
liches Verhältnis entstanden ist, was um so leidiier war, als beide sich 
zahlenmäßig etwa die Waage halten dürften. 

Wir müssen uns aber darüber im klaren sein, dal5 diese Zusammenarbeit 
in der Zukunft nodi auf manche Probe gestellt werden wird. Hatten wir bis 
zum 6. September die manchmal zutreffende, manchmal aber audi vielleicht 
etwas zu bequeme Ausrede, daß unsere Partner sich uns versagt hätten, — 
im bestehenden gegenwärtigen Bundestag verfügt die CDU/CSU über die 
a b s o l u t e M e h r h e i t und ist mithin in der Lage, Forderungen von 
grundsätzlicher Bedeutung durchzusetzen, wenn sie geschlossen und ein­
mütig auftritt. 

Mißverstehen Sie midi nidit, wenn idi das sage. Ich hoffe und wünsdie, 
daß wir niemals von dieser Mehrheit Gebrauch machen müssen, die selbst­
verständlich auch zu schmal wäre, als daß man sie strapazieren könnte. 
Wir wissen audi, daß die k o a 1 i t i o n's m ä ß i g e n B i n d u n g e n uns. 
Pfliditen und Rücksichten auferlegen, die wir respektieren wollen und wer­
den. Der Entschluß des Bundeskanzlers nach seiner Wiederwahl, die Koali­
tion auf möglidist breite Basis zu stellen, spricht von der nüchternen Über­
legung und dem Verantwortungsbewußtsein dieses Mannes. Er hat auch, 
nadi dem Erfolg der Wahl vom 6. September den Sinn für das Maß und den 
Blick für das Mögliche ndcht verloren. Mit uns war er sich darüber im 
klaren, daß die innenpolitische, mehr aber noch die außenpolitische Lage 
unseres Volkes eine breite Regierungsmehrheit verlangt. 

Zuweilen scheint man es sdron vergessen zu haben oder vergessen zu 
wollen, daß unser Vaterland den schrecklidrsten und blutigsten aller Kriege 
verloren hat. Man will sich zuweilen keine Rechenschaft geben, daß die 
Überwindung dieses Zusammenbruchs auf Jahre und Jahrzehnte hinaus 
die Z u s a m m e n f a s s u n g aller aufbauwilligen Kräfte in unserem Vater­
land verlangt. Manch einer berauscht sich an den ungeheuren Erfolgen der 
letzten Jahre, die man ebenso gern wie unzutreffend das „deutsdie Wun­
der" zu nennen pflegt. Dabei ist diese Kennzeichnung nur eine flache Verein-
fadiung für einen Vorgang, der mit einem Wunder nichts zu tim hat; näm­
lich dafür, daß das deutsche Volk in allen seinen Schiditen mit äußerster 
Entsdilossenheit an die Wiederaufbauarbeit herangegangen ist, unterstützt 
von entscheidenden wirtsdraftlichen Maßnahmen der Sieger von gestern, 
wobei die Vereinigten Staaten von Amerika an der Spitze stehen. Aber es 
ist gefährlich, sich mit dieser Vorstellung von'dem sogenannten deutschen 
Wunder zufrieden zu geben. Mandi einen könnte das dazu verführen, 
seinen eigenen Beitrag an dieser Entwidmung zu überschätzen. Und mandi 
einer könnte in den gefährlichen Irrtum verfallen, daß diese wunderbare 
Entwicklung ein Geschenk des Schidcsals sei, das Deutsdiland sich selbst 
verdient habe und nicht mehr verlieren könne. 

Mir will scheinen, daß dies gleidiermaflen gilt für die innerdeutsche Ent­
wicklung, wie für die Stellung, die die Bundesrepublik sich im Ausland 
wieder zu sdraffen verstand. Es wird der letzten Anstrengung bedürfen, 
wenn wir auf dem bisherigen Wege fortfahren wollen und wenn wir uns 
die Erfolge sichern wollen, die wir mühsam errungen haben. 

Von dieser Erkenntnis müssen wir zunächst ausgehen, wenn wir an die 
eigene Arbeit der Fraktion in den kommenden Jahren denken. Wir haben 
nicht das Recht, die Hände in den Sdioß zu legen, und noch weniger das 
Recht, übermütig zu werden. Bei jeder Entscheidung muß der einzelne, 
gleichgültig welcher Gruppe, welchem Verband, welcher Organisation er 
angehört, sich über seine V e r a n t w o r t u n g f ü r d a s g a n z e 
d e u t s c h e V o l k bewußt sein. Für die Partei und für die Fraktion könn­
ten unabsehbare Gefahren daraus entstehen, wenn wir damit beginnen 
wollten, Sonderinteressen in den Vordergrund zu schieben und den Rahmen 
der gemeinsamen Arbeit damit zu sprengen. Wir wissen es alle, daß der 
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Wahlerfolg zu solchen Fehlern verlockt. Wir erleben es täglich, wie Orga­
nisat ionen und Verbände, die von außen an uns herantreten, ihre Forderun­
gen und Wünsche anmelden. Ich will gar nicht bestreiten, daß mancher 
Wunsch, der an uns herangetragen wird, berechtigt ist, und daß wir manche 
Forderungen gern erfüllen mödrten, weil wir spüren, daß gesunde wirt-
sdiaftl idie Erwägungen oder wertvol le sozialpolitische Vorstel lungen 
dahinter s tehen. Und manchmal ist es noch mehr; zuweilen fühlt man sich 
moralisch angesprochen und darum auch sittlich verpflichtet. Und es ist 
dann nicht gerade leicht, das Zögern oder gar das Nein zu begründe» und 
zu ver t re ten. Aber das alles ändert nun einmal nichts an der Tatsache, daß 
die har te Wirkl ichkei t uns Grenzen setzt, die wir nicht übersdirei ten dür­
fen, wenn wir nicht das al lgemeine Wohl gefährden wollen. Ein ehrliches 
und offenes Nein zur rechten Stunde ver rä t sicherlich mehr Verantwor tungs­
gefühl als ein Ja, wenn man weiß, daß die Erfüllung' des Versprechens nur 
möglich ist für den Preis des Verzichts auf die Erfüllung anderer Aufgaben, 
die im Gesamtaspekt den Vorrang verdienen müssen. 

Idi spreche über diese Frage mit dieser Eindringlichkeit, um uns selbst an 
diese Verantwor tung zu erinnern, die untei lbar ist. Ich spreche aber audi 
davon, weil die Zusammenarbei t mit anderen Parteien und Gruppen in 
•einer K o a l i t i o n die von mir aufgezeigten Gefahren erhöht. 

Als idr nach der Wahl und nach der Konstituierung unserer Fraktion ein­
mal davon sprach, daß die Fraktion der CDU/CSU in der par lamentar i ­
schen Arbeit den F ü l i r u n g s a n s p r u c h für sich in Anspruch nehmen, 
wurde ich aus den Reihen der Koalition leidenschaftlich und nicht immer 
geistvoll kritisiert. Das hindert mich nicht, diese Feststellung auch heute zu 
wiederholen und diesen Anspruch audr heute unveränder t aufrechtzu­
erhalten. Und idi glaube, daß es wirklich guten demokrat isdren Spielregeln 
entspricht, einen soldien Anspruch anzumeldeni, der durch die zahlen­
mäßige Stärke unserer Frakt ion im Parlament hinreichend begründet wird. 
Ich habe aber bereits oben gesagt und wiederhole es' nodr einmal aus-
drüdclidi, daß wir bereit sind, innerhalb der Koalition mit voller L o y a l i ­
t ä t mit unseren Partnern zusammen zu arbeilen, ohne das quant i ta t ive 
Stärkeverhäl tnis in dieser Zusammenarbei t zu betonen oder gar zu miß­
brauchen. 

Man darf eine solche Zurückhaltung aber auch nicht als Schwäche miß­
deuten. Und wenn ich von. den Gefahren sprach, die eine Aufsplit terung 
der Kräfte innerhalb der CDU mit sich bringen könnte, dann wird man 
nicht mehr mißverstehen, wenn idi mit größtem Ernst und Nachdruck darauf 
hinweise, daß diese Gefahren im Verhäl tnis zwischen den Parteien und 
Frakt ionen der Koalition noch erheblidi größer sind. Die Arbei t in der Frak­
tion ist nicht dazu bestimmt, die Individuali tät des einzelnen Abgeordneten 
zu ersticken. Die i n n e r e F r e i h e i t d e s e i n z e l n e n in der Fraktion 
ist eine selbstverständliche imd unbestr i t tene Voraussetzung dieser Zusam­
menarbeit . Wi r wollen keine Uniformität der Meinimgen und wir wollen 
kein Kollektiv, in dem jeder einzelne wie im Sumpf ersticken' müßte. Und 
was wir bei uns nicht wollen, ver langen wir noch weniger von denen, die 
sich mit uns zu gemeinsamer Arbeit zusammengeschlossen haben. Wir dürfen 
aber wohl erwarten, daß dieser echte politische Kompromiß, der in einer 
Koalition sichtbar wird, von allen Beteiligten als solcher anerkannt und 
respekt ier t wird. Es würde unerträglidr sein, wenn etwa der eine oder 
andere Koali t ionspartner seine Mitarbeit an der gemeinsamen Aufgabe nur 
darin sehen wollte, an den Erfolgen der gemeinsamen Anst rengungen teil­
zuhaben, aber sich im übrigen in Opposition innerhalb der Koalition zurüdc-
zuziehen. (Beifall.) 

Solche Äußenmgen sind schon gefallen, und ich s tehe nicht an, hier ein­
deutig zu erklären, daß sie uns aufs tiefste mißfallen. Man würde — audi 
das mödite idi offen aussprechen, ohne damit irgendwie polemisch zu wer-
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den — unseren politisdien Willen, aber auch unsere politische Vernunft 
erheblich unterschätzen, wenn man ernstlich glaubte, iru der Gegenwart oder 
in der Zukunft etwa die V e r a n t w o r t u n g fü r i r g e n d w e l c h e 
u n p o p u l ä r e n M a ß n a h m e n a u f u n s e r e F r a k t i o n a b w ä l z e n 
zu können. Wer mit uns den süßen Tropfen genießen will, muß auch den 
bitteren schlucken. (Beifall.) 

Ich habe eingangs schon angedeutet und möchte es wiederholen: Wie im 
vergangenen Jahr, so werden wir auch in Zukunft vor manche Frage gestellt 
werden, die zu beantworten dem einzelnen nicht leidit fallen wird. Wir 
stehen zur Zeit in einer leidenschaftlichen Diskussion um die S t e u e r ­
r e f o r m . Fürchten Sie nidit, daß ich auf Einzelheiten dieser Frage hier ein­
gehen wollte. Idr besdiränke mich auf die Feststellung, daß wir Sinn und 
Zweck dieser Vorlage billigen und wir unserem Finanzminister Fritz 
Schäffer für seine Initiative dankbar sind, auch wenn wir uns vorbehalten, 
diese Vorlage in einer gesetzgeberischen Arbeit des Parlaments sorgfältig 
zu prüfen und wo es notwendig erscheint, umzugestalten. Aber gerade bei 
einer soldien Vorlage darf das Parlament nicht zum Tummelplatz egoistisdier 
Interessen werden. (Beifall.) 

Wir müssen uns bei unseren Entscheidungen darüber klar sein, daß die 
harte Wirklidikeit uns Grenzen setzt, die wir nicht überschreiten können. 
Innerhalb dieser Grenzen haben wir eine Bewegungsfreiheit, von der wir 
Gebrauch machen wollen und Gebrauch madren müssen. Aber dieser Spiel­
raum ist nidit groß genug, um alle Wünsche zu erfüllen. Die Folgen des 
politisdien Wahnsinns, die uns den 8. Mai 1945 beschert haben, lasten auf 
uns allen, und keiner hat das Redit, sidv diesen Konsequenzen zu entziehen. 
Notwendig ist es nur, diese schwere L a s t g e r e c h t zu v e r t e i l e n , 
insbesondere nadi dem Grundsatz, daß starke Schultern mehr zu tragen ver­
mögen als sdiwadie. Neben vielen. Einzelproblemen, die ich nidat behandeln 
mödite — idi' denke beispielsweise an die steuerlidie Behandlung der mit­
arbeitenden Ehefrau und ähnlidie Fragen —, habea wir auch die besondere 
Aufgabe, an die Sdiaffung eines leistungsfähigen Kapitalmarktes zu denken. 
Gerade im Bereidr der sozialen Marktwirtschaft ist eine gesunde Kapital­
bildung von besonderer Bedeutung. Nur eine Wirtschaft, die über aus-
reidiendes Kapital verfügt, wird dafür sorgen können und kann dazu ange­
halten werden, konjunkturelle und strukturelle Krisen nidit auf-.den sozial 
Sdiwächeren, also auf den Arbeitnehmer, abzuwälzen. 

Ebenso ist die Schaffung des Kapitalmarktes unerläßlich, wenn wir weiter­
hin das W o h'n u n g s b a u p r o g r a m m erfülloni wollen. Ich spredie hier 
vom Wohnungsbauprogramm. Im Gegensatz zu gewissen Meldungen möchte-
ich feststellen, daß zwisdien unserer Fraktion und dem Wohnungsbau-
minister prinzipielle Gegensätze erfreulicherweise nidit bestehen. Die Vor­
lage der Fraktion, die wir eingereicht haben, entspricht aber dem einmütigen 
V/unsdi der Partei, die uns in Hamburg einen entspredienden Auftrag er­
teilt hat. Die Forderung, daß nunmehr familiengeredite Wohnungen bevor­
zugt errichtet werden sollen und ebenso die Forderung nach stärkerer 
Berücksichtigung des Wohnungseigentums ist für unsere wirtschaftliche und 
soziale Zielsetzung unabdingbar. (Beifall.) Ich möchte hier ein gutes Wort 
zitieren, das gestern mein Freund Lücke in den Sozialausschüssen gebraudit 
hat. Er zitierte Albert Schweitzer und sagte, daß dieser kluge Mann einmal 
geäußert habe; Zuerst bauen die Menschen Häuser, und dann bauen die 
Häuser die Menschen. — Diese überzeugende Formulierung enthält meiner 
Meinung nadi unser Programm, aber auch seine innere Rechtfertigung. 

Und wenn wir über eine Steuerreform sprechen — es ist immerhin die 
dritte seit Beginn unserer Arbeit im Jahre 1949 —, dann müssen wir immer dar­
an denken, daß es bis zur Stunde nodi Hunderttausende von M e n s c h e n 
g i b t , d i e im S c h a t t e n l e b e n . . Industrie, Handel und Gewerbe haben 
ebenso wie Arbeitnehmersdiaft und Beamtentum an dem wirtschaftlichen 
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Erfolg der letzten Jahre toiUjenoninien. Wir sinci (|lu<l<lidi daiulior, diifl dort, 
wo vor fünf Jahren nodi Ruinen sl<indon, neue l l j i isor und niodeme Be­
im lie stehen. Wir sind stolz dardut, daß der Kcdllohn des Arhei lnehmcrs 
iiiilit nur den Anschluß an das Preisniveau erreictit, sondern es ubersehritteii 
hell. Wir konnten die Bezüge der Beamten in einem Maße erhöhen, das noch 
voi wenigen Jaliren inidenkbar gewesen wäre, und damit aucli einen Aus-
gleidi sdialfen für die unermüdlidie Arbeit von vielen, ohne die der Aufbau 
nidil nioglidi gewesen wäre. Die Landwirlschült lud sidierlidi nodi ernste 
Sorgen. Aber der Anstieg der landwirtsdiaftl idien f^roduktion und die Preis­
ges ta l tung für die landwirtschafllidien Erzeugnisse geben uns die Gewiß-
lieit, daß wir auch hier auf dem richtigen Wege sind, und vielleicht wird es 
moglicli sein, in absehbarer Zeit die Preissdiere zu schließcMi, die gerade auf 
diesem Sektor noch zu unbestrei tbaren Unzuträglichkeiten fuhrt. 

Aber ich wiederhole, daß es noch hunder t tausende Menschen gibt, die im 
Schatten lelien und die an dieser Entwicklung nicht einen echten Anteil 
haben. Ich denke dabei, nur um ein Beispiel zu nennen, an denjenigen Teil 
der H e i m a t V e r t r i e b e n e n , der aus Gründen des Allers oder viel­
leicht auch der Gesundheit nicht die Möglichkeil halte, sich in der neuen 
Heimat gleichljerechtigt einzugliedern; es sind insbesondere hier die 
früheren selbständigen Existenzen, wie Landwirte, Handwerker und 
andere, die wir durch den Lastenausgleich zwar \<n tlci unmittelbaren Not 
schützen, konnten, aber deren Lebensslandard iiulil i lnu dilgf-meinen Stan­
dard in Deutschland entspridil . Und ich denke ganz besonders an den Kreis 
der A l t r e n t n e r . Wir haben sie in der Vergangenhei t auch nicht ver­
gessen, und die Leistungen der Bundesrepublik an die Sozialversicherung 
sind in den letzten Jahren um mehr als das fünlfache gestiegen. Aber diese 
Menschen, denen auch ein wohlerworbenes Recht zustand, leben zum Tel! 
noch in Armut und Elend, und wir sind politisch und sittlich verpflichtel, hier 
in dllernädister Zeil einen Ausgleich zu sdiaffen. (Starker Beifall.) Wenn 
sich die Christlich-Demokratische Union dieser Verpflichtung entziehen 
wollte, würde sie gegen den Geist sündigen, der Mitglieder, Wähler und 
Abgeordnete zusammeng(>lührl hat. (Beifall.) Wir wissen sehr wohl, daß 
wir für unsere Wünsche und Vorstellungen riidil aul allen Seilen des Bun­
destages Verständnis finden. Wir werden uns bemühen, dieses Verständnis 
zu wecken und unsere grundsätzlichen Forderungen, die Zusammenarl)eit 
niil allen zu verwirklichen, die dazu bereit sind, durchzuführen. Wir können 
und werden uns allerdings nicht hindern lassen durch die Restbestände der 
einmal so großen politischen Formalion, die sidi zum dialektisdien 
M a r x i s m u s bekannte und die die Klassenkamplparole aufs Panier ge-
sdirieben hatte. Wir stellen nicht ohne innere Befriedigung fest, daß die 
schon etwas versprengten N<idihulformationen bereits Anschluß suchen an 
die Verfediler der sozialen Marklwirtschatl und daß sie den freien Wett­
bewerb als neues Ergelmis der politischen Selbstbesinnung anpreisen. 
Wir haben auch nichts dagegen einzuwenden — dazu hat unser Freund 
Ehlers sdion einiges gesagt —, wenn sich 1 i adil ionskompanien um das 
Banner eines längst verklungenen und wiikl idikeils lremden Manchester-
Liberalismus sammeln. Wir haben Achfurrg vor der Pflege einer solchen 
Tradition, aber im Räume der Gegenwartspoli t ik können wir ihr nur noch die 
Erinnerung widmen, dir historischen, längst vergamn'ni 'n, Ereignisse zu­
kommt. (Beifall.) 

Man macht uns, wenn wir solches sagen und danadi handeln, gerne den 
Vorwurf der Intoleranz, wenn wir nämlidi Ideologien ablehnen, die nun 
einmal der Vergangenhei t angehören und die wir nicht wiederbeleben 
wollen, weil wir an die Zukunft denken. Es ist nictil meine Aufgabe — unser 
Freund Ehfers hat es in meisterhafter Weise vorweggenommen —, midi mit 
dem m i ß v e r s t a n d e n e n F r e i h e i l s b e g r i f f auseinanderzusetzen, 
den anrlere verkünden und bei uns angeblidi vermissen; die Freiheit, 
naiiiluh ilie Fähigkeit Ircier Selbstbestiiiinniiiii des Willens, ist Im uns die 
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Voi aLissetzung eines jcglichon I Idiidelns. Die Athliinq vor der Würde des 
Menschen verpflidilet zur Acliluncj vor seiner persönlichen Freiheil. In 
diesem Sinne unterscheidet uns nichts von dem früheren personalislischen 
Lil^eralisnius, aber alles von dem individualistischen Liberalismus, den wir 
ablehnen, vireil wir die Neuordnung vom Christentum her gestal ten wollen. 
Diese Feststellung hat nichts mit Intoleranz zu tun. Man wird bei uns immer 
einen echten Enthusiasmus zur Toleranz linden, wenn man zu unlersdieiden 
weiß zwischen der Toleranz im Gebaren luid der Toleranz in der Gesinnung. 
Toleranz in der Gesinnunt| mündet letzten Endes in einem Bekenntnis zur 
Wertneulra l i tä l . Wir würden uns selbst aulgeben und die sittlichen Grund­
lagen unseres Handelns verleugnen, wenn wir ein solches Bekenntnis 
jemals ablegten. 

Nur wenn wir diese .iXulgaben — ich habe nur einzelne angesprochen — 
auch in Zukunft mit dem Geist der sozialen Verantwortung anpacken und 
lösen, werden wir auch die Voraussetzungen dafür aulrechterhalten, daß das 
deutsche Volk weiterhin gegen die Ideologie der östlichen Well immun 
bleibt. Und nur wenn wir sie erlolgreidi lösen, bewahren wir uns das Recht, 
immer wieder stürmisch und drängend die W i e d e r v e r e i n i g u n g im-
seres Vater landes zu fordern. Der Tag, an dem alle Deutschen einmal zur 

Lii. AdLii.:iii-i Uli G^^iutiJi iiiii Li:. In 'i/.L.' yiun^l' i iujiii t 

Wahlurne gehen werden, um gemeinsam in Freiheil den Grundstein für da i 
neue einige Deutschland zu legen, wird uns vor neue, schwere Aufgaben 
stellen. Es genügt nicht, heute die Wiedervereinigung zu lordern, wenn nicht 
jeder, der nach ihr verlangt, bereit ist, daiin auch neue, zusiilzliche Opfer 
zu bringen, um das Chaos zu beseitigen, das die bolschewislische Fremd­
herrschall in der sowjetisch besetzten Zone geschalten hat und uns hinter­
lassen wird. Wir wissen nicht, wann dieser Tag kommen wild. Wir wissen 
nur, dall die Berliner Konferenz ohne Ergebnis blieb und die Hoflnung von 
Millionen Deutschen diesseits und jenseits des Eisernen Vorhangs auf 
das bitterste enttäuscht hat. Aber wir wissen, daß der Tag kommen wird, 
wenn 70 Mill. Mensdien ihn unablässig herbeisehnen und nicht müde wei­
den, die ganze freie Wel l daran zu erinnern, daß auch die Freiheil unteilbar 
ist, und daß die freien Nationen, gleidigültig wo sie leben, sich selbst auf­
geben in dem Augenblick, in dem sie nicht mehr lür die Freiheit des Unter­
drückten eintreten. (Beifall.| 
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Wir wissen aber auch,, und das war vielleicht das wertvol ls te Ergebnis 
lind der s idi tbare Erfolg der so enttäuschenden Berliner Konferenz, daß wir 
den Tag der Wiedervere in igung nur dann erleben werden, wenn wir uns 
die U n t e r s t ü t z u n g a l l e r f r e i e n V ö l k e r der Wel t erhalten. Ich 
spreche es auch hier mit allem Nachdruck aus und wünschte, daß man es 
audi jenseits unserer Grenzen hört, im Westen wie im Osten; Es gibt nach 
unser aller Überzeugung nur den Weg der friedlichen Vers tändigung 
dieses Ziel zu erreidien. Jede gewaltsame Lösung lehnen wir ab, weil sie 
das deutsche Volk und alle Völker im wei ten Umkreis in neues Unglück 
stürzen würde . Aber wenn wir uns feierlidi u n d endgült ig zur Gewaltlosig-
keit bekennen, dann sollte niemand dieses Bekenmtnis als den Ausdruck der 
Selbstaufgabe mißverstehen. Um unseres Volkes rmd seiner Zukunft willen 
bekennen wir uns zu einer unauflöslichen Verbundenhei t mit den freien 
Völkern der Welt, ü b e r unsere F r e i h e i t mit uns zu diskutieren, wäre 
zwecklos; sie ist f ü r u n s k e i n H a n d e l s o b j e k t , und sie ist auch 
kehl Preis für i rgendweldie sogenannten gesamtdeutschen Lösungen. (Beifall.) 

Und darum gibt es auch für uns kein Entweder—Oder und keine Unent-
schlossenheit, wenn wir gefragt werden, auf weldie Seite der Wel t wir ge­
hören. Das ist alles weniger als eine Kampfansage und alles eher als der 
Ausdrude der Univerträglichkeit. Wir sind uns bewußt, daß die geographische 
Lage unseres Vater landes und die unselige politische Vergangenhei t uns 
an einer Stelle der Wel t unmittelbar in das' Spannungsfeld hineingestell t 
haben, aus dem es im Augenblick keinen' Ausweg zu geben scheint. Aber 
darum wissen wir auch, daß der Tag kommen wird., an dem die Frage der 
Koexistenz zwischen polit isdien Organisationsforraen gestellt und beant­
wortet werden wird, die nichts gemeinsam haben als eben die äußere Form. 
Ich spreche das aus, weil man zuweilen, sogar im Bundestag, von dem be-
redi l igten oder von dem angeblichen Sicherheitsbedürfnis unserer östlichen 
Nachbarn spricht, das ich nach seiner politischen und moralischen Beredrti-
gung nicht untersuchen möchte. Wir sind keine Gefahr für den Weltfrieden, 
und wir wollen es zu keiner Zeit und aus keinem: Anlaß werden. Es ist aber 
eine bösar t ige Unterstelhmg, wenn man uns den Willen zur Selbstbehaup­
tung als aggressive Tendenzen unterstell t . 

Gerade unsere Bereitschaft, an der europäischen Zusammenarbei t teilzu­
nehmen, sollte eine solche Ausdeutung unmöglich machen. Wir sind zutiefst 
davon überzeugt, daß die europäischen Staaten einfach zu klein geworder. 
sind, um in der gegensei t igen Isolierung zu verharren . Und wir wissen 
insbesondere — idi darf hier einen Satz zitieren, den Sie, Herr Bundeskanz­
ler, einmal gebraucht .haben —, daß eine selbstgewählte Isolierung uns 
Deutsche zur politischen Vereinsamung verurtei len würde. Deutschland hat 
darum auf jede Frage mit einem bedingungslosen Ja geantwortet , die ge­
stellt wurde, um uns der europäischen Zusammenarbeit näherzubringen. 
Es gab für die Bundesrepublik kein Zögern, als man uns einlud, dem 
E u r o p a r a t beizutreten. Gerade die letzte Tagung des Europarats, von 
der ich zurückkomme, scheint mir überzeugend bewiesen zu haben, daß 
diese Institution an Kraft und Bedeutung gewonnen hat in einem Augen­
blick, in dem die Politik der europäisdien Integration sidierlich eine echte 
Krise durdimachen muß. Die Einmütigkeit, mit der sich die Ver t re ter aller 
europäischen Nat ionen in Straßburg erneut zur gemeinsamen Arbeit be­
kannt haben, war gerade in diesem Augenblick eindrucksvoll und mußte 
zuversiditlich stimmen. Dabei waren es durchaus nidi t nur die Sprecher der 
engeren europäischen Gemeinschaft. Auch maßgebliche englische Politiker, 
wie der Unters taatssekretär Nutt ing und der englische Labourführer Morri­
son haben sich mit derselben Eindringlichkeit und mit derselben Überzeu­
gungskraft zur Gemeinsamkeit in der europäischen Arbeit bekannt, wie der 
Schwede Wistrand, der Däne Jacobson und die Sprecher aus den anderen 
Staaten, die Teilnehmer im Europarat sind. 
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Die 1. Etappe auf dem W e g e zur europäisdien Einigung wurde mit der 
M o n t a n - U n i o n erreicht. Für Kohle und Stahl ist der gemeinsame 
Markt eröffnet worden. Die Gemeinsame Versammlung der Montan-Union 
hat den Bericht der Hohen Behörde, der ersten europäischen Regierung, ent­
gegengenommen und nach eingehender Diskussion gebilligt. Für uns alle war 
es eindrucksvoll und überzeugend zu spüren, daß die Montan-Union, die noch 
vor zwei Jahren leidensdiaftlich bekämpft und als utopische Vorstel lung 
abgetan wurde, inzwischen zu einer R e a l i t ä t geworden ist, die man gar 
niciit mehr wegdenken kann. Das erste übernationale Parlament, diese gemein­
same Versammlung, hat sich bewährt . Zum ersten Male wurden in dieser 
Versatnmlung Frakt ionen siditbar, ein Vorgang, der besondere Beachtung 
verdient . Die politisdie Willensbildung vollzog sich nidit mehr in national­
staatl ichen Delegationen, sondern in überstaat l ichen Gruppen, und es wurde 
erkennbar, daß die Kraft der faktischea Entwicklung die Grenzen gesprengt 
hat. (Beifall.) 

Daß im übrigen der Bericht der Hohen Behörde die einmütige Zustimmung 
der Versammlung fand, daß nicht ein einziger Abgeordneter gegen diesen 
Bericht stimmte oder auch nur durch Stimmenthaltung seine Distanzierung 
von der Institution und dem Ergebnis der Arbeit zum Ausdrude brachte, 
verdient besondere Erwähnung, da wir uns erinnern, daß uns nodi vor 
vier Wochen im Deutschen Bundestag leidensdiaftlich vorget ragen wurde, 
daß die Montan-Union eine Fehlkonstrukt ion sei, die eine Fehlentwicklung 
genommen habe und die man bekämpfen müsse. Dieselben Leute, die uns 
damals dies im Bundestag sagten, haben den Bericht der Hohen Behörde 
dann angenommen. (Hört! Hört!) 

Der zweite Sdiritt muß folgen; die Ratifizierung der E u r o p ä i s c h e n 
V e r t e i d i g u n g s g e m e i n s c h a f t , die inzwischen — das ist eine 
andere Entwicklung, als wir sie in Hamburg vorfanden — in vier Ländern, 
und zwar jeweils mit erdrückender Mehrhei t vollzogen wurde. Ich glaube, 
daß ich den Sirm der Verteidigungsgemeinschaft nach dem, was ich oben 
sagte, kaum nodi er läutern brauche: Wenn freie Menschen sich' entschließen, 
die Erhaltung ihrer freiheitlichen Ordnung gemeinsam zu sichern, dann 
kann darin- nur der Böswillige eine schlechte Absidit vermuten. Der Tag, 
an dem die letzte Ratifikationsurkunde hinterlegt wurde, wird, davon bin 
ich überzeugt, in Wahrhei t die Geburtsstunde des neuen Europas sein und 
eine neue Phase engster Zusammenarbeit aller freien Völker einleiten. Ich 
bin davon um so mehr überzeugt, als die Außenminister der beteil igten Län­
der am 4. Mai beschlossen haben, alsbald nadr der Ratifizierung der Ver­
träge d i r e k t e W a h l e n f ü r e i n e u r o p ä i s c h e s P a r l a m e n t 
auszuschreiben, das eine echte, demokratische Kontrolle sowohl gegenüber 
der Hohen Behörde der Montan-Union sowie gegenüber dem Kommissariat 
der Verteidigungsgemeinschaft ausüben soll. Diese Wahlen werden die Ver­
wirklichung der 3. Etappe einleiten, an der ich selbst als Vorsi tzender des 
Verfassungsausschusses unter so verheißungsvollen Vorzeidien mitarbeiten 
durfte. Die Bereitschaft der Regierungen Großbritanniens und der Vereinig­
ten Staaten von Amerika zur engen Mitarbeit mit dieser europäischen Ge­
meinschaft dürfte audi den letzten Zweifler davon überzeugen, daß wir auf 
dem richtigen Wege sind. 

Auch an der Verwirklichung dieser Aufgabe werden die Frakt ionen und 
der Bundestag noch mitarbei ten müssen. Es gilt, noch manchen Stein aus dem 
W e g e zu räumen, und ich nehme an, daß mein Freund Gerstenmaier darüber 
einiges zu sagen haben wird. Bei allen unseren Entscheidungen müssen wir 
uns darüber klar sein, daß eine n e u e Ä r a d e s p o l i t i s c h e n L e b e n s 
begonnen hat, und daß wir nicht mehr in den überkommenen Kategorien 
denken dürfen, die idi in ihrem zeitbedingten Wer t nicht untersdiätzen, aber 
in ihrer zeitlosen Bedeutung nicht anerkennen möchte. Es ist für jeden 
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einzelnen von uns selbstverständlich geworden, daß wir uns als Glied einer 
Nation, zu der wir uns mit Stolz bekennen, in die gemeinsame Ordnung ein­
zufügen haben, nicht als duldendes Objekt, sondern als handelndes und 
mitbestimmendes Subjekt. Diese Aufgabe ist nun den Nationen gestellt, 
die auf einer höheren Ebene das vollenden müssen, was in den vergangenen 
Jahrhunderten im nationalen Bereich sidi vollzogen hat. 

Idi bin überzeugt, daß die Fraktion wie in den vergangenen Jahren unbe­
irrt an diesem Ziel festhalten wird, das mit so bewunderungswürdiger Be­
harrlichkeit von unserem Parteivorsitzenden Bundeskanzler Konrad Aden­
auer immer wieder aufgezeigt worden ist. Wenn wir in diesem Sinne weiter 
arbeiten, dann werden wir im deutschen Bereidi die Grundlagen für eine 
dauerhafte, in sidi selbst gefügte und tragfähige Ordnung schaffen. 
Diese Ordnung wird als Zelle Bestandteil einer großen gemeinsamen Ord­
nung sein, an der wir teilhaben werden mit unseren Vorzügen und unseren 
Fehlern, mit unserem Fleiß und unserer Beständigkeit, mit unserem Bekennt­
nis zum deutschen Volk und Vaterland als einem integralen Bestandteil 
eines geeinigten Europas in einer freien Welt. Damit werden wir die Vor­
aussetzungen schaffen, um die Lebenswerte in ihrem Bestand zu sichern, zu 
denen wir uns in der Christlidr-Demokratischen Union bekennen; christliche 
Kultur und christliche Sitte als Grundlage einer jeden staatlidien Ordnung 
und Demokratie als Voraussetzung für das freie Schalten und die unge­
hemmte Entwidclung des einzelnen- in seinem Volk und mit seinem Volk 
in der größeren Gemeinschaft. 

Die Fraktion wird die Aufgaben, die vor ihr liegen., nur dann erfüllen 
können — ich wiederhole, was idi Ihnen auch in Hamburg sagte —•, wenn 
hinter einer starken Fraktion auch eine s t a r k e P a r t e i steht. Unterstüt­
zen Sie uns in unserer Arbeit; denn wir sind von Ihnen beauftragt. Tadeln 
Sie uns, wenn, wir es falsch machen. Tadeln Sie uns aber nicht, wenn wir es 
falsdi machen, weil Sie uns die Unterstüzung versagen, auf die wir ange­
wiesen sind. * 

Ich habe die Hoffnung und den Wunsch, daß audi aus diesem Parteitag 
mehr noch als aus den vorangegangenen eine engere Zusammenarbeit wird 
zwischen der Christlich-Demokratischen Union als Partei und ihrer Fraktion 
im Bundestag, und ich darf Ihnen sagen, die Fraktion wird jeder Zeit zu 
einer solchen^ Zusammenarbeit gerne bereit sein. (Starker Beifall.1 

V K A S r Iti K X T ,f n H 'X K X 

dankt Dr. von Brentano und erteilt das Wort zur 

dem Bundeskanzler bzw. dem Abgeordneten 

D I t . A B> '.K X A BJ K II 

Unser Vorsitzender, Herr Johnen, ist etwas launig, aber wir verstehen ihn 
sehr gut, ich spreche audi nicht als Abgeordneter, sondern ich spredie als 
Delegierter zum Parteitag. (Heiterkeit und starker Beifall.) 

Als D e l e g i e r t e r z u m P a r t e i t a g möchte ich einige Worte dem 
hinzufügen, was Kollege von' Brentano gesagt hat. Die Herren unter Ihneii, 
die nicht Mitglied' der Bundeslagsfraktion sind, machen sich nur sehr schwer 
einen Begriff davon, wie außerordentlich schwierigi-es ist, eine Fraktion von 
250 Leuten zusammenzufassen und mit ihnen zu einer einheitlichen Willens­
bildung zu kommen. Wir können den Herren, die die Fraktion leiten und 



führen, insbesondere dem Vorsi tzenden der Bundestragsfraktion, Herrn von 
Brentano, unseren herzlichem D a n k dafür ausspredien, daß in den sieben 
Monaten, die seit dem Zusammentre ten der Frakt ion verstrichen sind, sidi 
vieles zusammengefügt und zusammengefunden hat. (Beifall.) 

Eins liegt mir besonders am Herzen. Ich weiß nidit, ob ich das richtig 
sehe. Es ist weniger eine Angelegenhei t der Fraktion, sondern eine Ange­
legenheit der einzelnen Mitglieder der Fraktion. Das ist, die nähere Ver­
bindung mit den Wahlkre i sen zu halten. (Beifall.) Aber, meine .verehr ten 
Freunde, da müssen Sie nun forderni Die Abgeordneten sind in den beiden 
ersten Jahren der Wahlper iode etwas hartnäckig, (I-Ieiterkeit) aber das ist 
ein Leiden, das sidi bessert, je näher man auf die neue Wahl zugeht! 
(Erneute Hei terkei l und Beifall.) 

Solange nun die neue Wahl nodi etwas entfernt ist, müssen Sie Ihre 
Stimme sehr laut erheben und müssen Sie regelmäßig von den Bundestags­
abgeordneten Rechensdiaft ver langen und einen Bericht über das, was ge­
schehen ist. 

W a s Herr Kollege von Brentano über Straßburg berichtet hat, daß sich 
dort ein Zusammenwachsen wieder fühlbar madie in der Beratenden Ver­
sammlung, das kann idi nur bestätigen, auch von den Sitzungen des M i n i ­
s t e r r a t e s . Wenn auf den Sitzungen des Ministerrates z. B. von dem 
britischen Delegationsführer gesagt wird, v/ir sind hier dodi in einer 
Familie, dann stellen Sie sich doch vor, welch neuer Ton das ist gegenüber 
früheren Zeiten. (Beifall.) 

Noch ein weiteres kommt hinzu. Die Politik in der Praxis wird vielfach 
weder von den Abgeordneten nodi von den Ministern, gleich welchen Landes, 
gemacht, sondern sie wird geraadit von der Ministerialbürokrat ie . Das ist 
nun mal so im Leben, das wissen Sie auch. Ich hal te es für einen großen Vor­
zug, daß durch die Einsetzung von Sachverständigenausschüssen — wenig­
stens beim Ministerrat — die Minis ter ia lbürokrat ie der 14 Länder, die zum 
Europarat gehören, zusammenkommt, sich kennenlernt und praktische Dinge 
miteinander erörtert . Das' ist eine Entwicklung, die, wie ich glaube, in 
früheren Jahrzehnten völlig unmöglich gewesen ist. 

Der E u r o p a r a t , über den so viel gesprodien wird, hat nad i meiner 
Auffassung der Dinge, auch wenn er mandimal nicht gelobt worden ist in der 
Öffentlichkeit, doch sich große Verdienste erworben. Wir sollten dafür dank­
bar sein. Auf diesem Gebiete hat sich ein besonderes Verdienst erworben 
unser Freund von Brentano als Vorsi tzender der a d h o c - K o m m i s -
s i o n . (Beifall.) Die Arbeit, die er geleistet hat, ist n id i t -umsonst gewesen. 
Es wird das eine oder andere sicher abgeänder t werden, aber daß er mit 
einer solchen Energie die Arbeit vorwärtsgetr ieben hat, das ist und bleibt 
sein großes Verdienst um die Sache Europas. (Beifall.) 

D» n Ä si ir tu n sf T .» » BI ^' K RT 

Wir können dem Herrn Bundeskanzler, d. h. diesmal dem rheinischen 
Delegierten Dr. Adenauer , sehr dankbar sein, daß er die Wor te des Dankes 
für Herrn von Brentano gefunden hat. 

Sie dürfen von mir annehmen, daß ich von dem Spiel der Frakt ionen etwas 
kenne. Wer eine so große Fraktion zu leiten hat, wie Herr Dr. von Brentano 
das Glück hat, der weiß auch, wie schwierig es ist, immer zu so posit iven 
Ergebnissen zu kommen, wie die CDU-Partei das will. Es gehört schon viel 
Kraft und noch mehr Geduld dazu, mit einer so großen Frakt ion und neben­
her auch noch mit der Bundesregierung fertig zu werden. (Heiterkeit.) 
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Ich glaube, wir schließen uns dem Urteil des Herrn Bundeslcanzlers Dr. 
Adenauer gerne an, indem wir dern Herrn Dr. von- Brentano •—• das darf ich 
wohl in Ihrem Auftrag tum — ein herzliches Wor t des Danlces sagen. (Star­
ker Beifall.) 

Aber idi möchte mich jetzt auch wieder mit dem Herrn B u n d e s ­
k a n z l e r versöhnen und ihm danken, daß er heute den. ganzen Tag bei 
uns verbracht hat. (Starker Beifall.) Ich glaube, er hat damit seinenr eigenen 
Vors tand ein gutes Beispiel gegeben. (Beifall.) 

Wei te re Wor tmeldungen liegen nicht vor. 

(Bundeskanzler Dr. Adenauer : Zum Schluß 
, der Sitzung möchte ich ums Wor t bitten!) 

Dann muß ich es jetzt tun, Herr Bundeskanzler, denn idi woll te zum 
Schluß kommen. Das W o r t hat der Herr 

M nj s( si :K 8 M A SI K ;I> K « :a> :it. A st r, K A IJ :K it 

Meine lieben Parteifreunde! Unser Vorsi tzender Herr Johnen hat heu te 
Namenstag . (Starker Beifall.) Idi hoffe, Sie werden alle damit einverstan­
den sein, daß wir ihm von Herzen aiu diesem Tage Glück wünschen. (Erneut 
s tarker Beifall. 

.!• ;« A S 11» w }» T jr o 11 ]« E Sf 

Es ist jetzt einer der wenigen Momente, wo ich nidit wage, dem Herrn 
Bundeskanzler zu widersprechen. (Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren! Dann darf ich zu meinem und zu Ihrem Glück 
den heutigen Tag schließen, denn ich möchte meinen Namenstag beginnen. 
Ich möchte die Mahnung und die Bitte an Sie riditen, morgen um 9 Uhr 
pünktl ich zur zweiten Plenarsi tzung zu' erscheinen. W e n n ich etwas 
ketzerisch sein darf, dann würde ich den stimmberechtigten Delegier ten 
raten, pünktl ich hier zu sein. Ich wünsche Ihnen heute abend in Köln einen 
recht frohen rheinischen Abend. 

Ende: 19 Uhr. 
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Zweiter Tag: Sonnabend, 29. Mal 1954 

S . IPIeDDsaji'sMMTioDg; 

D» M A § n im E X T .B « M: SJ K sf 

eröffnet die Sitzung um 9.10 Uhr; 

Darf idi mit einem herzlichen W i l l k o m m e n s g r u ß die heut ige Ple­
nars i tzung eröffnen. Der erste Gruß gilt unserem Bundeskanzler D r . A d e n ­
a u e r . (Beifall.) 

Idi habe weiterhin die Ehre, nodi zwei ausländische Gäste bei uns be­
grüßen zu können, und zwar den Abgeordneten der Nat ionalversammlung 
und Ver t re ter der MRP, Herrn Henry M e c k (Beifall), und als Ver t re ter der 
Ant i revolut ionären Partei Hollands Herrn Generalsekretär G o s k e r. 
(Beifall.) 

Die ausländisdien Gäste werden im Laufe der Plenarsitzung des heutigen 
Nachmittags zu Wor t kommen. Ich darf ferner begrüßen den Referenten des 
heut igen Vormittags, den Herrn Bundestagsabgeordneten D r . G e r s t e n ­
m a i e r. (Beifall.) 

Ich erteile das Wor t zu seinem Referat Herrn 

m nt. a K n © ir K K M A. i: :K U 

IDIe pmliMseliie Welt la j» '« miiiKil .TI5ciiat!!iclliljii.Tniiil 

Am 1. Dezember 1943 wurde in Teheran eine amtl idie Ver lautbarung der 
Kriegsgegner Deutsdi lands veröffentlidit. In ihr heißt es; „Das al lgemeine 
Einvernehmen, das wir hier erreichten, garant ier t , daß der Sieg unser sein 
wird. Hinsichtlidi des Friedens sind wir ferner sicher, daß unsere Eintracht 
ihn zu einem dauernden niadien wird. Wir sehen mit Ver t rauen dem Tag 
entgegen, an dem alle Völker in der Wel t unberühr t von Tyrannei nach 
ihren versdi iedenar l igen Wünschen und ihrem eigenen Gewissen ein freies 
Leben leben können. Wir kamen hierher voll Hoffnung und Entschlossen­
heit. Wir gehen fort von hier als Freunde in der Tat, im Geist und in den 
Zielen." Gezeidmet : Roosevelt, Stalin, Churchill. 

Am 8. Mai 1945 nachmittags 15 Uhr unterzeichneten in Berlin-Karlshorst 
der Generaladmiral von Friedeburg, der Generalfeldmarsdiall Keitel und der 
Generalobers t Stumpff eine Urkmide, deren Absatz 1 wie folgt lautet: „Im 
.Auftrag des OKW übergeben die Unterzeichneten bedingungslos dem Ober­
sten Befehlshaber der Alli ierten Expeditionsstreitkräfte und gleichzeitig 
dem Oberkommando der Roten Armee alle gegenwärt ig unter deutschem 
Oberbefehl s tehenden Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft." 

Am 26. Juni 1945 wird in San Franzisko die C h a r t a d e r V e r e i n t e n 
N a t i o n e n unterzeichnet. In ihr bekennen sich die Regierungen von 51 
Staaten feierlich dazu, ihre „Bemühungen für die Aufrechterhaltung des 
in ternat ionalen Friedens und der Sidierheit zu vereinen" und damit eine 
von Ost und Wes t gemeinsam getragene Nadikr iegsordnung zu schaffen, 
wie sie eineinhalb Jahre zuvor in Teheran im Grundsatz verkündet wurde. 
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Diese Ordnung ist nicht nur unvollendet . Nein, diese Ordnung ist zer­
brochen. Ihr Leitbild ist verblaßt. Ihre ideologisdie Voraussetzung, der Ge­
danke von der „ o n e w o r l d " der einen, einheitlichen Welt , ist am Zer­
rinnen. Als 1944 das Buch des ehemaligen amerikanischen Präsidentschafts­
kandidaten Wende l Wil lkie erschien, da glaubten viele, daß nad i Vernich­
tung des deutschen und des italienisclien Totali tarismus diesem Gedanken 
der „one world", der politisch, wirtsdiaftbch und geistig zusammenwirken­
den Wel t die Zukunft gehören werde. Diese Vorstel lung war ein typisdies 
Produkt amerikanischer Großzügigkeit und phantasievol ler Vereinfachung. 
Hunder t tausende , j a Millionen nahmen ihn auf und ver t ra ten ihn in vielen 
Organisat ionen. 

England und Rußland waren dieser Ideologie gegenüber weit zurückhal­
tender. Im März 1945 erschien in Shanghai ein Artikel in der Zeitschrift 
„Twentieth Century", in dem ein Deutsdier darauf aufmerksam machte, daß 
sidi auch die Russen dieser Ideologie bedienen würden, aber nur, um damit 
im Sinne einer „W e 1 t v o 1 k s f r o n t" die nichtkommunistische Wel t zu 
unterwandern . Der Mann behielt recht. 

Aber es bedurfte nicht mehr umzudeutender Ereignisse, um die Regierun­
gen und allmählidi auda die Millionenscharen derer, die von der einen Wel t 
träumten, die Wirkl ichkei t sehen zu lehren. Ein amerikanischer Journalist , 
den die Langeweile plagte, hat te in jenen ersten Naclikriegsjahren einmal 
ausgerufen; „The devil is dead and what a loss!" —• Der Teufel ist tot, was 
nun? — Moskau gab die Antwort . Die gewaltsame Gleichschaltung Polens, 
der baltischen Provinzen, des Balkans und sdiließlich der Tschedioslowakei 
durch Moskau machten die seit Teheran nidi t mehr bemerkten oder bewußt 
ignorier ten Gegensätze offenkundig. Der Angriff auf Griechenland im Früh­
jahr 1947 hat te den Präsidenten der USA auf den Plan gerufen. Die Fronten 
begannen sich offen zu klären. Die Unterwerfung der Tschechoslowakei mit 
dem Ende von Masaryk jun. im Frühjahr 1948 nahm auch den Verbohr ten 
die letzte Illusion. Die Satellisierung der Befreiten war vollzogen. Der 
Traum von der ,, einen Welt" war aus. Die Vernichtung des Totali tarismus 
und die Verwirklichung der „one world" — das waren die feierlich ver­
kündeten Kriegsziele der Gegner Deutschlands. Beides ist gescheitert. Zwar 
ist der Totali tarismus im Zeidien des Hakenkreuzes und des Liktorenbündels 
vernichtet. Dafür steht aber der im Zeichen von H a m m e r u n d S i c h e l 
expansiv gewordene Totali tarismus im Herzen Europas, und er beginnt auch 
die Herzkammern Asiens zu umgreifen. 

Im Sommer 1947 war in der amerikanischen Zeitschrift „Foreign Affairs" 
ein Art ikel eines Mr. X erschienen. Sein Kerngedanke war: „Schlimm ge­
nug, was alles verloren, aber keinen Schritt mehr!" Die P o l i t i k d e s 
C o n t a i n m e n t , des In-Sdiach-Haltens des Gegners, war damit prokla­
miert. Der Mann, der das tat, war der Chef des Planungsstabes im Auswär­
t igen Amt der Vereinigten Staaten von Nordamer ika und hieß George Ken-
nan. Aus den Alliierten waren Gegner geworden," Kennan empfahl zwar, 
auf die gewal tsame Befreiung der Satelliten zu verziditen, den Widers tand 
gegen wei tere Übergriffe Moskaus aber mit aller Konsequenz zu organisie­
ren. Amerikas neue Politik hat te sicli bald zu bewähren. 1947 griff Moskau 
nad i Griechenland. Es wurde gerettet . Amerika gewährte nachhaltige mate­
rielle und politische Unterstützung. 1948 griff Moskau nadr Berlin. Amerika 
baute mit seinen englischen und französischen Verbündeten die Luftbrücke. 
Schließlich begann der Kampf in Korea. Präsident Truman griff zu den 
Waffen. 

Die bedeutsamste Folge dieser Entwicklung für Deutsdi land war der Ver­
fall des Kontrollrats. Damit fiel die letzte, das Reichsgebiet leidlich über­
greifende Klammer. Aber damit begann auch, zunächst zögernd, dann immer 
bewußter , jene tiefe Wand lung des Verhäl tnisses der westlichen Alli ierten 
zu Deutschland. Der Besiegte wandelt sich zum B u n d e s g e n o s s e n . Im 
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